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1.  Einleitung 

In den drei bisher vorgelegten Demokratiebefunden für die Jahre 2011, 2012 und 2013 
wurde auf die Erstarrung der österreichischen Politik und auf Defizite im politischen System 
hingewiesen. Als besonders bedenklich wurde es angesehen, dass die Parteien- und 
Politikerverdrossenheit Ausmaße angenommen hat, die ein demokratisches System 
aushöhlen und die dazu führen, dass sich immer mehr Menschen von der Politik abwenden 
und von ihr nichts mehr erwarten. Damit wird die Distanz zur Politik zur Vertrauenskrise. Die 
im vorliegenden Befund enthaltenen empirischen Ergebnisse, aber insbesondere auch die 
öffentliche Wahrnehmung der Politik der nach den Nationalratswahlen vom Herbst 2013 
gebildeten SPÖ-ÖVP-Regierung bestätigten bis Ende August 2014 – also 11 Monate des 
Berichtszeitraums – leider diese bedauerliche Feststellung. 

Mit der am 1. September 2014 erfolgten Regierungsumbildung verbindet sich für viele 
Bürgerinnen und Bürger die Hoffnung und Erwartung, dass nunmehr der Reformstau 
zumindest partiell aufgelöst werden kann. 

Schon am 18. Februar 2014 fragte Andreas Koller in einem Leitartikel der „Salzburger 
Nachrichten“: „Wieviel Verdruss darf den Wählern zugemutet werden, ehe dieser Verdruss 
die Demokratie gefährdende Ausmaße annimmt.“ 

Alle Umfragen bis Ende August 2014 sprachen übereinstimmend von einem noch nie 
dagewesenen Ausmaß an Unzufriedenheit mit der Arbeit der Regierung und einem noch nie 
erreichten Grad der Enttäuschung. Dies förderte auch die im August von der Initiative 
Mehrheitswahlrecht und Demokratiereform (in der Folge mit IMWD abgekürzt) durchgeführte 
Expertenbefragung zutage.  

Denn obwohl das Wahlergebnis für die SPÖ/ÖVP-Koalition vielfach als die „letzte Chance“ 
angesehen wurde und mutige Reformen und ein neuer Stil in Aussicht gestellt wurde, lief die 
politische Aktivität der beiden Regierungsparteien in demselben den Protest fördernden Trott 
weiter. Sogar Bundespräsident Heinz Fischer sah sich veranlasst, im Sommer 2014 die 
Bundesregierung öffentlich aufzufordern, sie werde „ihre Produktivität erhöhen und an ihrem 
Außenauftritt arbeiten müssen“. 

Als die SPÖ und ÖVP im März 1987 die damals noch wirklich große Koalition bildeten, 
verfügten beide Parteien gemeinsam über 84,41 Prozent der Wählerstimmen, 2013 waren es 
nur mehr knapp über 50 Prozent – nämlich 50,3 Prozent – und alle Umfragen im Sommer 
2014 signalisierten, dass SPÖ und ÖVP von einer gemeinsamen Parlamentsmehrheit 
deutlich entfernt waren. Erst Meinungsumfragen nach der Regierungsumbildung im 
September deuten einen möglichen Stimmungsumschwung an. 

Der angesehene österreichische Politikwissenschaftler Professor Anton Pelinka stellte daher 
in einem Essay in der Hamburger „Zeit“ am 10. Juli 2014 folgendes fest: „Die Regierung 
besitzt ganz offenkundig keinen Zeithorizont, der über den nächsten Wahltermin 
hinausreicht. Das ist aber beileibe nicht nur ein Problem, das die Koalition betrifft, sondern es 
berührt die österreichische Demokratie in ihrer Gesamtheit, weil sich jede Perspektive, die 
über das Ablaufdatum 2018 hinausreicht, im Nebel des Ungewissen verliert. Diese Form der 
Politik, die steht kurz vor ihrem Ende. Wie soll mit parlamentarischen Mehrheiten regiert 
werden – wenn in naher Zukunft mindestens drei Parteien für eine solche Mehrheit 
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notwendig sind? Wie kann vermieden werden, dass das Land in Handlungsunfähigkeit 
versinkt? Wie soll österreichische Politik ab 2018 gestaltet werden?“  

Die demokratiepolitischen Initiativen der Bundesregierung und der Parlamentsparteien im 
letzten Jahr waren enttäuschend. Es gab kaum in einem Bereich einen Fortschritt. Bei 
wohlwollender Betrachtung können die Parteieneinigung über den 
Untersuchungsausschuss als Minderheitenrecht und über die Einsetzung einer 
parlamentarischen Enquetekommission zur direkten Demokratie als Positiva genannt 
werden. Beides erfolgte ohnehin erst nach jahrelangen Diskussionen und entscheidend wird 
die Umsetzung sein. 

• Die von Bundeskanzler und Vizekanzler 2012/13 dezidiert versprochene ORF-
Reform fand nicht statt. 

• Die versprochene Lockerung des Amtsgeheimnisses und Stärkung der Transparenz 
bei Verwaltungsakten wurde ebenso noch immer nicht verwirklicht. Regierungsinterne 
Gesetzesentwürfe lassen sogar eine Verwässerung der deklarierten Absichten 
befürchten.  

• Weder in der Bildungspolitik noch im Bereich der Staats-, Föderalismus- und 
Verwaltungsreform konnten Blockade und Reformstau aufgelöst werden. 

 
Die IMWD bedauert insbesondere, dass diese demokratiepolitisch wichtigen Materien 
verschleppt wurden und dass in der Debatte um eine Reform des Wahlrechtes kaum 
Anzeichen festzustellen sind, dass abgesehen einer Herabsetzung der 
Vorzugsstimmenhürde Fortschritte erzielt werden. Sie möchte aus Anlass dieses Berichtes 
abermals auf die besondere Dringlichkeit einer Wahlrechtsreform hinweisen und hat dazu 
seit Gründung 2008 immer mit verschiedenen Modellen und bereits im Jänner 2011 durch 
die Vorlage eines voll ausformulierten Entwurfes anlässlich einen Symposiums im Parlament 
konkrete Beiträge geleistet. 

Die intensive Diskussion über Änderungsnotwendigkeit im österreichischen demokratischen 
System ist weiterzuführen. 

Prammer war engagierte Anwältin für lebendige Demokratie – ihr Vermächtnis 
sind ernsthafte Dialogbereitschaft und Realisierung von Reformen 

Es ist zu hoffen, dass auf dem Boden des Parlaments vermehrt Aktivitäten stattfinden, um 
unsere Demokratie zu verlebendigen. Die verstorbene Nationalratspräsidentin Barbara 
Prammer war in dieser Hinsicht eine engagierte Anwältin für eine lebendige Demokratie. Das 
Projekt Demokratiewerkstatt, um Kinder und Jugendliche mit dem demokratischen System in 
Österreich vertraut zu machen, ist beispielhaft, genauso wie die Offenheit und 
Dialogbereitschaft der verstorbenen Präsidentin für neue demokratiepolitische Impulse und 
zivilgesellschaftliche Initiativen. Die IMWD dankt Prammer für die Bereitschaft, drei 
Symposien im Parlament ermöglicht zu haben, die wesentliche Impulse zu Fragen des 
Wahlrechts, der direkten und der parlamentarischen Demokratie gebracht haben. Ihr 
Vermächtnis sind ernsthafte Dialogbereitschaft und die Realisierung von Reformen im 
Interesse einer Vitalisierung unserer Demokratie. 
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Kein kulturpessimistisches Lamento, sondern Appell zum Handeln 

Die IMWD wird auf diese Herausforderung immer wieder aufmerksam machen und ihre 
Expertise verfügbar machen und auch in die parlamentarische Enquetekommission 
einbringen. Trotz aller berechtigten Kritik und eines vielfachen Stillstandes ist aus der Sicht 
der IMWD ein kulturpessimistisches Lamento nicht zielführend. Vielmehr geht der Appell an 
alle sechs Parlamentsparteien, insbesondere die Regierungsmehrheit, in den verbleibenden 
vier Jahren jene auch demokratiepolitisch notwendigen Reformanstrengungen zu setzen, die 
bisher verschleppt oder allenfalls nur in unscharfen Konturen sichtbar wurden. Die am 1. 
September erfolgte Regierungsumbildung nährt die Hoffnung und Erwartung, dass nunmehr 
tatsächlich neue Impulse für die Demokratiereform gesetzt werden. 

Die Demokratiereformdiskussion darf nicht versanden 

Es war ein positives Signal, dass sich seit wenigen Jahren im öffentlichen Raum in 
Österreicheine demokratiepolitische Debatte entwickelte, die vor allem von Gruppierungen 
der Zivilgesellschaft initiiert und getragen wurde. Sie führte zumindest zu einem partiellen 
Dialog mit Vertretern des politischen Establishments, der politischen Parteien und mit 
Parlamentariern, durch die Bewegung in die politische Diskussion über eine 
Weiterentwicklung der Demokratie kam, hervorgerufen durch ein verstärktes Interesse der 
Medien an der Thematik. 

Eine Reform der direkten Demokratie wird jedenfalls ein zentrales Anliegen bleiben. Dabei 
sind eine Reihe von Klarstellungen zu treffen. 

„Direkte Demokratie“ ist ein Codewort geworden, das vor allem die „Wutbürgerschaft“ 
kalmieren und ihr positive Perspektiven vermitteln soll. Es geht dabei nicht um einen 
radikalen politischen Strukturwandel, sondern um eine Verstärkung einzelner Instrumente 
der partizipativen Demokratie, ohne das Prinzip der repräsentativen Demokratie in Frage zu 
stellen. Von besonderer Wichtigkeit ist es, nicht nur die institutionellen Möglichkeiten der 
Bürgerbeteiligung zu verbessern, sondern auf die Bürgerinnen und Bürger einzuwirken, ihre 
Mitwirkung verantwortungsvoll wahrzunehmen und populistische Partizipation zu verhindern. 

Neben der Verbesserung der unmittelbaren Partizipationsmöglichkeiten bleibt die Reform 
des Parlamentarismus ein zentraler Punkt der Reformagenda. Eine Modernisierung des 
Parlamentes hat ein Wahlrecht zur Voraussetzung, das nicht nur die stärkere Einflussnahme 
der Wählerinnen und Wähler bei der Auswahl der Kandidatinnen und Kandidaten ermöglicht, 
sondern die Autonomie und Eigenverantwortung der Volksvertreter fördert und stärkt. 

Es bleibt eine genuine Aufgabe der IMWD, die Diskussion fälliger Reformen einzumahnen 
und auf deren Umsetzung zu dringen. Wir halten tiefschürfende Debatten für notwendig und 
nicht nur oberflächliche Alibiaktionen. Demokratiereform ist eine Verpflichtung der 
Bürgerinnen und Bürger eines Gemeinwesens, und nicht nur der politischen Klasse. 
Entscheidungen müssen sorgfältig unter Abwägung aller Umstände verbreitert werden.  

Unsere Initiative will dazu einen substanziellen Beitrag leisten. 
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2.  Ziele der Initiative und des Demokratiebefundes 

Die Initiative Mehrheitswahlrecht bildete sich im April 2008 und trat mit einem Manifest unter 
dem Titel „Für eine lebendige Demokratie – gegen Parteienwillkür“ an die Öffentlichkeit. Die 
grundlegenden Befunde unseres Manifests aus 2008 sind leider aktueller denn je: teilweise 
dramatisch sinkende Wahlbeteiligungen – auch die Nationalratswahl 2013 brachte die mit 
Abstand geringste Beteiligung seit 1945 –, wachsende Protest-, Verdrossenheits- und 
Distanzphänomene, Ansehens- und Vertrauensverlust der Politik, mangelnde 
Problemlösungskapazität beschreiben den immer drängenderen Reformbedarf.  

Stand zunächst „nur“ das Wahlrecht (stärkere Persönlichkeitsorientierung und leichtere 
Mehrheitsbildung und damit klarere Verantwortlichkeiten und selbstbewussterer 
Parlamentarismus) im Mittelpunkt, erweiterte die Initiative 2010 ihren Fokus auf 
„Mehrheitswahlrecht und Demokratiereform“, wobei im Positionspapier vom Mai 2010 und im 
erstmals Ende September 2011 vorgelegten „Demokratiebefund“ – der eine alljährliche 
Einrichtung, veröffentlicht rund um den Jahrestag des Inkrafttretens der Bundesverfassung 
am 1. Oktober 1920 geworden ist – die direkte Demokratie als wichtiges Korrektiv und 
substantielle Ergänzung der repräsentativen Demokratie angesehen wird. Generell werden 
verstärkte Partizipationsmöglichkeiten als wesentlich für die Stärkung und Wiedergewinnung 
des Vertrauens der BürgerInnen in das politische System Österreichs angesehen. 

Neue Balance von selbstbewussten Parlamentariern und direkter Demokratie 

Es sollte aber bewusst sein, dass der notwendige Ausbau der direkten Demokratie nicht „die“ 
Problemlösung für das politische System in Österreich ist, sondern auf sich allein gestellt 
Stückwerk bleiben muss. Es gilt insbesondere die Stellung des Parlaments als dem 
zentralen Ort im demokratischen Prozess und das Selbstverständnis der MandatarInnen als 
seine wesentlichen Akteure zu stärken. Ein persönlichkeitsorientiertes Wahlrecht, das die 
Abhängigkeit von Parteiapparaten verringert und eine direktere Rückkoppelung zu den 
WählerInnen sicherstellt, ist daher unabdingbar. 

Es ist also eine die Demokratie vitalisierende neue Balance von selbstbewussten 
MandatarInnen und engagierten BürgerInnen zu finden. Das bedingt auch die Förderung von 
Vielfalt, Unabhängigkeit und Qualität von Medien, die für die Demokratie systemrelevant 
sind, und intensivierte politische Bildung und Medienbildung in allen Lebensabschnitten 
sowie die Nutzung der Chancen, die die digitale Welt für Bürgerpartizipation bietet (Stichwort 
„liquid democracy“, open space, vgl. Demokratiebefund 2012).  
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3.  Empirischer Demokratiebefund  

3.1. Internationaler Rundblick1  

Weltweit gibt es verschiedene internationale Studien, die versuchen, die Demokratiequalität 
von Staaten zu beschreiben und diese in Form eines „Demokratierankings“ zu klassifizieren. 
Da es jedoch kein einheitliches konzeptionelles Verständnis von Demokratie gibt, verwenden 
diese Studien unterschiedliche Dimensionen/Kategorien und Indikatoren, die in weiterer 
Folge auch zu einer unterschiedlichen Bewertung von Demokratiequalität führen können. In 
den folgenden Absätzen soll ein Überblick über die Ergebnisse und 
Untersuchungsdimensionen verschiedener Demokratiemessungen und die sich dabei 
ergebende Bewertung der österreichischen Demokratie gegeben werden. Die verwendeten 
Dimension bzw. Kategorien (siehe Tabelle 2) lassen auf ein jeweils engeres oder weiteres 
Demokratiekonzept schließen. 

Das Democracy Ranking misst die Demokratiequalität von Staaten anhand der Kategorien 
„politisches System“, „Geschlechtergleichstellung“, „Wirtschaftssystem“, „Wissenssystem“, 
„Gesundheitssystem“ und „Umwelt“. Für die Bewertung der Demokratiequalität werden die 
Durchschnittswerte in den Kategorien ermittelt und für die Bewertung gewichtet. Bis auf die 
Dimension „politisches System“ (50 Prozent) werden alle Dimensionen mit je 10 Prozent 
gewichtet. Die Freedom House Untersuchung bezieht sich im Wesentlichen auf die Messung 
von Freiheit, die durch die politischen Rechte und die bürgerlichen Freiheiten in einem Staat 
bestimmt wird. Es werden für beide Kategorien (mit jeweils drei bzw. vier Unterkategorien) 
Punkte vergeben. Bezüglich der politischen Rechte können von den befragten ExpertInnen  
0 bis 40 Punkte, in Hinblick auf die bürgerlichen Rechte 0 bis 60 Punkte vergeben werden. 
Die Grundlage für die Bewertung stellt eine Skala von 1 („Bestnote“) bis 7 Punkte dar. Das 
Polity IV Ranking bezieht die Kategorien „executive recruitment“, „constraints on executive 
authority“ und „political competition“ in seine Untersuchung mit ein. Die Demokratiequalität 
wird auf einer Skala von -10 (Autokratie) bis +10 (Demokratie) beschrieben. Der Vanhanen’s 
Index of Democracy untersucht die Demokratiequalität von Staaten anhand der Dimensionen 
„Wettbewerb“ und „Partizipation“ (siehe Tabelle 2). Als Demokratien bezeichnet Vanhanen 
politische Systeme, die in den beiden Dimensionen „Wettbewerb“ und „Partizipation“ 
mindestens 30 bzw. 10 Prozentpunkte erhalten2. Der Democracy Index steht in direktem 
Diskussionsbezug zur Freedom-House-Messung, da er Demokratie anhand der Kategorien 
„Wahlprozess und Pluralismus“ (electoral process and pluralism), „Funktionieren der 
Regierung“ (functioning of government), „politische Partizipation“ (political participation), 
„politische Kultur“ (political culture) und „bürgerliche Freiheiten“ (civil liberties)“3 misst (siehe 
Untersuchungskategorien in Tabelle 2). Die Ergebnisse werden durch die Berechnung der 
Durchschnittswerte der erzielten Punkte in den Indikatoren und den einzelnen Kategorien 
ermittelt Die Skala reicht von 0 bis 10 Punkte.4 Die neu hinzugekommene Messung „Quality 

	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  
1 Für die Unterstützung bei der Erstellung dieses Kapitels danken wir Mag.a Lisa Wewerka, Lena Sophie Franke, 
Mag. Lorenz Krasser und Bernhard Turni. 
2 Vgl. David F.J. Campbell/Thorsten D. Barth: Wie können Demokratie und Demokratiequalität gemessen 
werden? Modelle, Demokratie-Indices und Länderbeispiele im globalen Vergleich, In SWS-Rundschau (49.Jg.) 
Heft 2/2009: 214 ff.; vgl. auch David F.J. Campbell/Thorsten D. Barth/Paul Pölzlbauer/Georg Pölzlbauer: 
Democracy Ranking (Edition 2012): The Quality of Democracy in the World. Wien 2012: Democracy Ranking 
(Books on Demand); David F.J. Campbell: Die österreichische Demokratiequalität in Perspektive, 293-315, in: 
Ludger Helms/David M. Wineroither (Hrsg.): Die österreichische Demokratie im Vergleich. Baden-Baden 2012: 
Nomos. 
3 Campbell/Barth, 215. 
4 Ibid, 215. 
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of Democracy“ der Bertelsmann Stiftung misst, mit vier gleich stark gewichteten Kategorien 
(Electoral Proessess, Access to Information, Civil Rights and Political Liberties, Rule of Law), 
die Qualität der Demokratie. Er orientiert sich an der Verwirklichung der grundlegenden 
demokratischen Standards im institutionellen und organisatorischen Bereich, die im 
gesamten durch 15 qualitative Indikatoren erhoben werden. Die Länder werden 
untereinander durch Ränge und einer Punkteanzahl verglichen. 10 ist die maximal zu 
erreichende Punktezahl, 0 die niedrigste.5  

Österreich erzielt bei diesen „Demokratierankings“ im Vergleich mit China, den EU-28-
Staaten, Russland und den Vereinigten Staaten von Amerika grundsätzlich gute Ergebnisse 
bezüglich seiner Demokratiequalität. In der Freedom House 2014 und Polity IV Messung 
erzielt Österreich wieder jeweils die höchst mögliche Punktezahl. Im Democracy Index 2012 
ist Österreich unter den Top-Ten Staaten zu finden. Unterschiede lassen sich vor allem im 
Vergleich zum Vanhanen’s Index of Democracy und zur Quality of Democracy Messung 
erkennen (siehe Tabelle 1 und Tabelle 2). Österreich liegt nach dem Vanhanen’s Index of 
Democracy aus dem Jahr 2000 im besseren Mittelfeld. Das schlechte Abschneiden der USA 
liegt vor allem an der vergleichsweise niedrigen Wahlbeteiligung der Bevölkerung6. Die 
Quality of Democracy Messung sieht Österreich mit dem zweiundzwanzigsten Rang ebenso 
im Mittelfeld. Diese Wertung wird vor allem durch die Existenz eines stark konzentrierten 
Printmediensektors, der Gefahr läuft durch politische Werbung der Regierung beeinflusst zu 
werden, begründet.7 Im Democracy Ranking nimmt Österreich mit einer leicht verbesserten 
Index-Bewertung nunmehr Platz 9 (zuletzt Platz 10) ein, bleibt damit aber weiter hinter einer 
Reihe von europäischen Staaten zurück, konnte aber im Vergleich zum Vorjahr Irland 
(zuletzt Platz 9) überholen: 

1. Norwegen 
2. Schweden 
3. Finnland 
4. Schweiz 
5. Dänemark 
6. Niederlande 
7. Deutschland 
8. Neuseeland 
9. Österreich 
10. Belgien 
11. Irland  

 
Weniger gut schneidet Österreich bei SGI – Sustainable Governance Indicators, Quality of 
Democracy-Index, der Bertelsmann-Stiftung ab. Hier liegt Österreich mit Platz 22 (Wert 7,4) 
nur im Mittelfeld. An der Spitze finden sich die skandinavischen Staaten Schweden (9,3), 
Finnland (9,1) und Dänemark (9,0). Vor Österreich liegen aber etwa auch Polen (8., 8,4), 
Estland (10., 8,3), Lettland und Litauen (ex aequo 12., 8,1) und Tschechien (18., 7,6). 

	
  

	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  
5 http://www.sgi-network.org/docs/2014/basics/SGI2014_Concept_and_Methodology.pdf (04.09.2014) 
6 http://www.prio.no/CSCW/Datasets/Governance/Vanhanens-index-of-democracy/ (20.07.2011) 
7 http://www.sgi-network.org/2014/Democracy/Quality_of_Democracy (04.09.2014) 
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 Democracy Ranking 
2011-2012a 

Freedom 
House 2014b 

Polity IV 2011c Vanhanen’s Index 
of Democracy 
2000d 

Democracy Index 2012e SGI – Sustainable 
Governance Indicators 
Quality of Democracyf 

Belgien 10 (81.08) Free (1/1) Democracy (6 bis 9) 42,72 Full democracy (8.05) 22 (7.4) 
Bulgarien 42 (65.07) Free (2/2) Democracy (6 bis 9) 24,16 Flawed democracy (6.72) 35 (5.8) 
China 107 (39.13) Not Free (7/6) Autocracy (-10 bis -6) 0 Authoritarian regime (3.00) keine Daten verfügbar 
Dänemark 5 (84.35) Free (1/1) Full democracy (10) 41,19 Full democracy (9.52) 3 (9.0) 
Deutschland 7 (82.17) Free (1/1) Full democracy (10) 35,53 Full democracy (8.34) 6 (8.6) 
Estland 22 (73.15) Free (1/1) Democracy (6 bis 9) 24,07 Flawed democracy (7.61) 10 (8.3) 
Finnland 3 (86.71) Free (1/1) Full democracy (10) 35,60 Full democracy (9.06) 2 (9.1) 
Frankreich 16 (78.19) Free (1/1) Democracy (6 bis 9) 29,26 Flawed democracy (7.88) 28 (6.9) 
Griechenland 37 (64.45) Free (2/2) Full democracy (10) 35,87 Flawed democracy (7.65) 26 (7.0) 
Irland 11 (80.09) Free (1/1) Full democracy (10) 30,13 Full democracy (8.56) 10 (8.3) 
Italien 29 (71.24) Free (1/1) Full democracy (10) 42,75 Flawed democracy (7.74) 30 (6.8) 
Kroatien 36 (68.0) Free (1/2) Democracy (6 bis 9) 27,54 Flawed democracy (6.93) 36 (5.6) 
Lettland 33 (69.31) Free (2/2) Democracy (6 bis 9) 27,57 Flawed democracy (7.05) 12 (8.1) 
Litauen 28 (71.28) Free (1/1) Full democracy (10) 28,16 Flawed democracy (7.24) 12 (8.1) 
Luxemburg keine Daten verfügbar Free (1/1) keine Daten verfügbar 29,10 Full democracy (8.88) 14 (7.8) 
Malta keine Daten verfügbar Free (1/1) keine Daten verfügbar 33,82 Full democracy (8.28) 38 (5.3) 
Niederlande 6 (83.49) Free (1/1) Full democracy (10) 38,42 Full democracy (8.99) 16 (7.7) 
Neuseeland 8 (81.45) Free (1/1) Full Democracy (10) 34,91 Full Democracy (9.26) 6 (8.6) 
Norwegen 1 (88.34) Free (1/1) Full Democracy (10) 37,93 Full Democracy (9.93) 3 (9.0) 
Polen 30 (71.10) Free (1/1) Full democracy (10) 22,30 Flawed democracy (7.12) 8 (8.4) 
Portugal 18 (75.69) Free (1/1) Full democracy (10) 28,06 Flawed democracy (7.92) 20 (7.5) 
Rumänien 43 (64.42) Free (2/2) Democracy (6 bis 9) 20,66 Flawed democracy (6.54) 39 (5.2) 
Russland 95 (45.79) Not Free (6/5) Open Anocracy (1 bis 5) 29,20 Authoritarian regime (3.74) keine Daten verfügbar 
Schweden 2 (87.00) Free (1/1) Full democracy (10) 37,69 Full democracy (9.73) 1 (9.3) 
Schweiz 4 (85.94) Free (1/1) Full Democracy (10) 18,96 Full Democracy (9.09) 5 (8.7) 
Slowakei 34 (69.16) Free (1/1) Full democracy (10) 33,86 Flawed democracy (7.35) 25 (7.1) 
Slowenien 19 (75.35) Free (1/1) Full democracy (10) 29,04 Flawed democracy (7.88) 20 (7.5) 
Spanien 17 (76.86) Free (1/1) Full democracy (10) 31,89 Full democracy (8.02) 26 (7.0) 
Österreich 9 (81.23) Free (1/1) Full democracy (10) 37,94 Full democracy (8.62) 22 (7.4) 
Tschechien 25 (71.85) Free (1/1) Democracy (6 bis 9) 39,26 Full democracy (8.19) 18 (7.6) 
Ungarn 35 (68,35) Free (1/2) Full democracy (10) 25,42 Flawed democracy (6.96) 40 (5.0) 
USA 15 (78.76) Free (1/1) Full democracy (10) 19,08 Full democracy (8.11) keine Daten verfügbar 
Vereinigtes 
Königreich 

14 (79.92) Free (1/1) Full democracy (10) 30,15 Full democracy (8.21) keine Daten verfügbar 

Zypern 27 (71.50) Free (1/1) Full democracy (10) 31,85 Flawed democracy (7.29) 32 (6.4) 
Tabelle 1, Eigene Darstellung   a http://democracyranking.org/?page_id=747 Excel-File retrived on 01.09.2014; b 
http://freedomhouse.org/sites/default/files/Freedom%20in%20the%20World%202014%20Booklet.pdf (01.09.2014); c http://www.systemicpeace.org/polity/polity4.htm am 26.09.2013; d 

http://www.prio.no/Data/Governance/Vanhanens-index-of-democracy/Polyarchy-Dataset-Downloads/ Excel-File retrieved on 01.09.2014; e 
https://portoncv.gov.cv/dhub/porton.por_global.open_file?p_doc_id=1034 (01.09.2014); f http://www.sgi-network.org/2014/Democracy/Quality_of_Democracy (04.09.2014))
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3.2. Ausgewählte Umfragedaten: Wie nachhaltig ist 
Stimmungsumschwung im September 2014? – Sorgfältige Analyse 
des Wunsches nach einem „starken Mann“ nötig  

Alle demoskopischen Untersuchungen im Berichtszeitraum sprachen bis August 2014 von 
einem noch nie dagewesenen Ausmaß an Unzufriedenheit mit der Arbeit der Regierung und 
einem noch nie erreichten Grad der Enttäuschung. Im September 2014 kam es zu einer 
Trendumkehr, deren Nachhaltigkeit abgewartet werden muss und wesentlich von der Kraft 
und dem Willen der Parteien zur Auflösung des Reformstaus abhängig sein wird. 

Jedenfalls hat die OGM-Exklusivumfrage für die IMWD vom 15. und 16. September 2014 
gegenüber den Vorjahren ein geringfügig gewachsenes Vertrauen gegenüber der Politik 
ergeben. 28 % vertrauen der Politik sehr oder eher (2013: 23 %, 2012: 27 %, 2011: 19 %). 
Besorgniserregend bleibt aber, dass 70 % der Befragten der Politik gar nicht oder weniger 
vertrauen (2013: 78 %, 2012: 72 %, 2011: 75 %). 22 % glauben, dass durch die 
Regierungsumbildung der Stillstand überwunden wird, 55 % glauben das nicht, 23 % sind 
noch unentschieden. 

Mit großer Sorgfalt muss auch das Ergebnis der im Mai 2014 vorgestellten Studie des 
SORA-Instituts in Zusammenarbeit mit dem Institut für Zeitgeschichte der Universität Wien 
(Leitung: Univ. Prof. Dr. Oliver Rathkolb) betrachtet werden. Insgesamt stimmten 85 % der 
Befragten der Aussage zu, dass die Demokratie die beste Regierungsform ist, auch wenn sie 
Probleme bringen mag – das ist ein hoher Wert, die Zustimmung hat allerdings gegenüber 
2007 abgenommen. Zugenommen auf 29 % hat dagegen die Zustimmung zur Aussage, man 
solle einen starken Führer haben, der sich nicht um Wahlen und Parlament kümmern muss. 
Die Demokratieskepsis ist bei Personen mit geringerer formaler Bildung und eher hoher 
ökonomischer Verunsicherung signifikant größer als bei Befragten mit höherer Bildung und 
geringer Verunsicherung. 

 

3.3. ExpertInnenbefragung Demokratiebefund 20148 

Wie in den vergangenen Jahren wurden von uns auch für den „Demokratiebefund 2014“ 
ExpertInnen aus Österreich mittels eines einheitlichen Fragebogens befragt. Die Befragung 
fand im Juli und August 2014 statt (Anmerkung: Sie fand damit zur Gänze vor der 
Regierungsumbildung im September 2014 statt). Unsere Einladung hierzu erging wiederum 
an jeweils 50 Personen aus den vier Bereichen Wissenschaft, Medien, 
Wirtschaft/Interessenvertretung sowie Zivilgesellschaft. Bei der Auswahl der ExpertInnen 
wurde auf sachliche Ausgewogenheit in Bezug auf Geschlecht sowie institutionelle und 
regionale Herkunft geachtet. Insgesamt haben sich 75 (Schnitt der Vorjahre: 72) der 200 
eingeladenen ExpertInnen an der Befragung beteiligt. 

Alles in allem bewerten die befragten ExpertInnen die österreichische Demokratie insgesamt 
in einem Schulnotensystem weiterhin mit einem „Befriedigend“: Als Mittelwert ergibt sich eine 
Note von 2,89, was eine leichte Verschlechterung gegenüber dem Vorjahr (2,73) bedeutet. 
Aufgegliedert auf die verschiedenen Ebenen schneidet die Gemeindeebene 2,51 (2013: 
2,53) weiterhin am besten ab, während die Länder- (2014: 2,99, 2013: 2,95) und vor allem 

	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  	
  
8 Für die Unterstützung bei der Durchführung der ExpertInnenbefragung danken wir Mag. Manuel P. Neubauer.  
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die Bundesebene (2014: 3,22, 2013: 2,86) schwächer abschneiden, wobei letztere erstmals 
in unseren Befragungen seit 2011 erstmals auch schlechter als die Demokratie auf 
europäischer Ebene (2014: 3,16, 2013: 3,19) bewertet wird. Insgesamt ist allerdings damit 
bei der Bewertung der verschiedenen Ebenen weiterhin eine nicht allzu große Bandbreite zu 
konstatieren (Abstand der am besten/am schlechtesten bewerteten Ebene schrumpfte von 
0,97 (2012) auf 0,66 (2013) und stieg nun 2014 leicht auf 0,71 an). Im Vergleich der 
Demokratie in Österreich zur Demokratie in anderen Staaten wird die Demokratie in der 
Schweiz (1,55), in Deutschland (2,03) und in Großbritannien (2,49) weiterhin wesentlich 
besser beurteilt. Die Demokratie in den USA (2,87), im EU-Durchschnitt (2,93) und in 
Frankreich (3,10) wird in etwa gleich eingeschätzt; während die Demokratie in Tschechien 
(3,48), in Italien (2014: 3,68, 2013: 4,18), in Slowenien (3,76), in Griechenland (4,04), in der 
Türkei (4,63), in der Ukraine (4,56) und in Ungarn (4,58) schlechter beurteilt wird. Der 
Demokratie in Russland (4,84) und China (4,93) wird ein „Nicht genügend“ attestiert. 
Auffallend ist, dass sich diese Einschätzung der ExpertInnen weitgehend mit dem 
internationalen „Democracy Ranking“ deckt. 

Noch weniger ExpertInnen als im Vorjahr sind 2014 der Meinung, dass die Demokratie in 
Österreich im letzten Jahr (2014: 7, 2013: 11 Nennungen) bzw. in den letzten 5 Jahren 
(2014: 7, 2013: 12 Nennungen) besser geworden sei. Eine wieder größer gewordene Zahl 
sieht Verschlechterungen im letzten Jahr (2014: 25; 2013: 17; 2012: 29 Nennungen) und in 
den letzten 5 Jahren (2014: 32; 2013: 20; 2012: 40 Nennungen). Die überwiegende Mehrheit 
ist der Meinung, dass sich auf kurze Zeit auch nur wenig daran ändern wird, mit einem 
Überhang der Pessimisten: 8 (besser) zu 15 (schlechter) bei einer 1-Jahres-Prognose, 15 
(besser) zu 18 (schlechter) bei der 5-Jahres-Prognose.  

Hinsichtlich der drei „Staatsgewalten“ wird der Bundesregierung weiterhin die schlechteste 
Note ausgestellt, wobei sich der Wert diesmal noch dramatisch verschlechtert hat: 3,88 
(2013: 3,37), gegenüber dem Parlament 3,14 (2013: 3,21), während sich die Bewertung der 
Justiz weiter leicht verbesserte (2014: 2,92, 2013: 2,93, 2012: 3,15, 2011: 3,50). In Bezug 
auf einzelne abgefragte Themenbereiche wird die österreichische Politik 2014 hinsichtlich 
der Geschlechtergleichstellung (2,80) und der Stärkung der unabhängigen Justiz 2,83 
(deutlich verbessert gegenüber 2013: 3,19) am besten beurteilt. In Bezug auf die 
Bewältigung der Folgen der Wirtschaftskrise gibt es diesmal eine zwar überdurchschnittliche, 
aber dennoch deutlich schlechtere Beurteilung (2014: 2,86, 2013: 2,47). Es folgen Migration 
und Integration (2,88), Korruptionsbekämpfung (3,00), Maßnahmen zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie (3,11), Klima- und Umweltschutz (3,21), Gesundheit und Pflege (3,23), 
Europa (3,52), Umgang mit Bürgerinteressen (3,59), Wissenschaft und Forschung (3,81) 
sowie – stark verschlechtert – Budget (2014: 3,88, 2013: 3,01), Am schlechtesten beurteilt 
wird die Politik heuer in Bezug auf Föderalismusreform (4,45), Reform der 
Landesverteidigung (dramatisch verschlechtert mit 2014: 4,37, 2013: 3,74, 2012: 4,07), 
Verwaltungsreform (4,24), Pensionsreform (4,08) und Bildung (3,99). Auffallend ist, dass nur 
die Politikbereiche Stärkung der Unabhängigkeit der Justiz und Migration besser beurteilt 
wurden als 2013, alle anderen Bereiche schlechter. 

Bei der Möglichkeit der freien Nennung von drei Themen, auf die die österreichische Politik 
im nächsten Jahr einen besonderen Schwerpunkt legen soll, wurde diesmal Verwaltungs-, 
Staats- bzw. Föderalismusreform mit 38 Nennungen am häufigsten genannt, während 
Bildung, die hier in den letzten Jahren immer am stärksten genannt war, etwas zurückfiel 
(2014: 34 Nennungen, 2013: 54 Nennungen). Danach folgen Pensionsreform (23 
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Nennungen), Wissenschaft & Forschung (20 Nennungen), Steuerpolitik (2014: 19 
Nennungen, 2013: 10 Nennungen), Budgetkonsolidierung (15 Nennungen) und 
Soziales/Arbeit (14 Nennungen) vor Demokratiereform (13 Nennungen). 

Bei der Frage nach den größten Gefahren und Problemen für die Demokratie in Österreich in 
den kommenden fünf Jahren wurden fehlende Reformkraft/Reformstau/Große Koalition am 
häufigsten genannt (59 Nennungen). Danach folgen Arbeitslosigkeit/soziale und 
wirtschaftliche Probleme (39 Nennungen), Probleme der politischen Kultur bzw. der 
demokratischen Institutionen (30 Nennungen), Politikverdrossenheit (27 Nennungen), 
Extremismus/Radikalismus (16 Nennungen) und Populismus (12 Nennungen).  

Als die wichtigsten Maßnahmen zur Demokratiereform in Österreich werden 2014 der 
Ausbau der politischen Bildung (1,71), die Entpolitisierung des ORF (1,83), eine höhere 
Transparenz der Parteienfinanzierung (1,87), die Stärkung der unabhängigen Justiz (1,92), 
und die stärkere Personalisierung des Wahlrechts (1,95) angesehen. Es folgen die 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses als Minderheitenrecht (2,09), der Ausbau der 
direkten Demokratie (2,35), die Direktwahl der BürgermeisterInnen in ganz Österreich (2,44), 
die terminliche Konzentration der verschiedenen Wahlen in Österreich auf einen 
„Superwahlsonntag“ (2,75), die Einführung eines Mehrheitswahlrechts (2,79) sowie die 
Ausdehnung des Wahlrechts auf alle Personen, die bereits mehrere Jahre in Österreich 
leben (2,95). Als am wenigsten wichtig werden auch 2014 die Direktwahl der 
Landeshauptleute (3,35), die Stärkung des Verhältniswahlrechts (3,31) sowie die 
Beschränkung der Funktionsperioden von PolitikerInnen (3,07) beurteilt. 

Hinsichtlich von Regierungskonstellationen, die den Zustand der Demokratie in Österreich 
verbessern bzw. verschlechtern, werden „Kleine Koalitionen“ aus SPÖ oder ÖVP und einer 
anderen Partei (2014: 2,42, 2013: 2,62) und Alleinregierungen (2014: 2,49, 2013: 2,81) 
nochmals besser beurteilt als im Vorjahr und weiterhin wesentlich besser als 
Allparteienkoalitionen (4,03), die „Große Koalition“ aus SPÖ und ÖVP (2014: 3,89, 2013: 
3,55) und Drei- oder Mehrparteienkoalitionen, wobei bei einer solchen die gleichzeitige 
Einbeziehung von SPÖ und ÖVP schlechter beurteilt wird (3,28) als Varianten mit bloß einer 
der beiden „Großparteien“ und mehreren kleineren Parteien (3,05). 

Der EU-Wahl wurde im Verhältnis zur Nationalratswahl insgesamt mehr Bedeutung (33 
Nennungen) als weniger Bedeutung (17 Nennungen) zugemessen. In der Einführung 
europäischer SpitzenkandidatInnen sieht eine große Mehrheit (57 Nennungen) eine 
Verbesserung der Demokratie, während kaum jemand (4 Nennungen) eine Verschlechterung 
erblickte. 

Die aktuelle Situation Österreichs bezogen auf Political Leadership wurde mit insgesamt 3,64 
eher unterdurchschnittlich bewertet. Am besten wurde wiederum die Gemeindeebene (2,62) 
beurteilt, es folgen Landesebene (2,87), Zivilgesellschaft (2,99), europäische Ebene (3,04), 
Oppositionsparteien (3,50). Am schlechtesten wurden Bundesebene (4,21) und 
Regierungsparteien (4,07) bewertet. 

Von den vorgegebenen Vorschlägen, die Bedingungen für Political Leadership positiv zu 
beeinflussen, wurden gut ausgebildete JournalistInnen (1,52), gelebte Rücktrittskultur 
inklusive Comeback-Möglichkeiten (1,68), frühere und qualitativ bessere politische Bildung 
an den Schulen (1,69) und transparente Listenerstellung (1,77) am besten beurteilt. Es 
folgen Persönlichkeitswahlkreise (2,05), Listenerstellung mit direktdemokratischen Mitteln 
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(2,22), Fortbildungsangebote für PolitikerInnen auch jenseits von Parteiakademien (2,32) 
und die Direktwahl von mehr politischen Institutionen (wie Landeshauptleuten und 
BürgermeisterInnen) (2,55). Am schlechtesten wurden Gender-Mainstreaming (z.B. 
verpflichtende Mindestquoten) (3,51), Wiederwahlbeschränkungen für alle politischen 
Funktionen (3,06) und zeitliche Beschränkung („term limits“) für Regierungsämter beurteilt. 

Besonderer Handlungsbedarf im Zusammenhang mit Political Leadership wird besonders in 
der Förderung des Bewusstseins für persönliche Verantwortung der PolitikerInnen (1,39), in 
der internen Reform der politischen Parteien (1,48), im Schutz der Unabhängigkeit der 
Medien (1,59), in der Förderung des gesellschaftspolitischen Diskurses (1,72) und in der 
Erhöhung der Durchlässigkeit der Politik (für „QuereinsteigerInnen“, auch „AusteigerInnen“) 
(1,87) gesehen. Weniger stark – wenn auch noch immer überdurchschnittlich – wird der 
Handlungsbedarf gesehen in größeren Handlungsspielräumen für EntscheidungsträgerInnen 
(2,23), in der Stärkung inner- und außerparlamentarischer Oppositionsrechten (2,22) sowie 
in mehr Möglichkeiten der BürgerInnenbeteiligung (2,20). 

Größte Zustimmung bekam die Aussage, dass die Abwahl von PolitikerInnen entscheidend 
für Demokratiequalität sei (60 Nennungen pro, 8 Nennungen contra). Die Aussage, dass die 
„Abwahl“ von PolitikerInnen auch eine Chance und nicht nur eine „Niederlage“ ist, wurde 
ebenso von einer großen Mehrheit (49 Nennungen gegenüber 11 Nennungen) befürwortet. 
Der Aussage, dass PolitikerInnen die Begrenzung von Amtszeiten und von 
Wiederwahlmöglichkeiten zu bestimmten Ämtern (Funktionen) als etwas Positives sehen 
sollen, wurde von 33 ExpertInnen (gegenüber 13 contra) zugestimmt. Ebenso 33 
ExpertInnen stimmten der Aussage zu, dass sich die Demokratiequalität erhöht, wenn 
Amtszeiten und Wiederwahlmöglichkeiten begrenzt sind (17 contra-Nennungen).  
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4.  Demokratiepolitische Entwicklungen 2013/14  
im Spiegel der Initiative 

Die IMWD legt heuer bereits zum vierten Mal ihren Demokratiebefund vor. Dieser 
Demokratiebefund wird alljährlich rund um den 1. Oktober, dem Jahrestag des Inkrafttretens 
der Bundesverfassung 1920, veröffentlicht, um über Fortschritte bzw. Rückschläge, 
Problemstellungen und Zielvorstellungen der Demokratie in Österreich zu berichten. Auch 
wenn man berücksichtigt, dass es um die Demokratie in vielen Staaten der Welt nicht zum 
besten steht, so ist auch der internationale Vergleich ernüchternd.  

Im Jahr 2010 hat die Initiative ein Programm mit sechs politischen Schwerpunkten vorgelegt: 

1. Enquetekommission für eine Wahlrechtsänderung 
2. Superwahlsonntag, um nicht durch Dauerwahlkämpfe und ängstliches Schielen auf 

Zwischenwahltermine die notwendige Reformarbeit zu lähmen 
3. Bürgermeisterdirektwahlen in allen 9 Bundesländern  
4. Kandidatenfindung durch stärkere Einbeziehung der WählerInnen (etwa Vorwahlen) 
5. Sorgfältiger Umgang mit Volksbegehren 
6. Forcierung von Elementen der direkten Demokratie 

 
In den drei Demokratiebefunden 2011, 2012 und 2013 wurden folgende Forderungen 
erhoben: 

• ernsthafte Befassung des Parlaments mit Demokratie- und Wahlrechtsreform 
• seriöse Europakommunikation 
• Erleichterung des Zugangs zur direkten Demokratie 
• transparente Parteien- und Medienfinanzierung 
• Reform des Föderalismus 
• bessere politische Bildung 
• Entparteipolitisierung des ORF 
• Beschlussfassung eines Informationspflichtgesetzes 

Die Enquete-Kommission für eine Wahlrechtsänderung wurde von den Vertretern aller 
Parlamentsparteien bereits vor der letzten Nationalratswahl 2008 aufgrund eines von der 
Initiative vorgelegten Fragebogens positiv beantwortet. Allein sie fand nicht statt – im Herbst 
2014 ist es wenigstens für den Bereich der direkten Demokratie soweit. 

 

4.1. Demokratiepolitische Versprechungen des 
Regierungsübereinkommens 

Im Arbeitsübereinkommen der nach der Nationalratswahl im Dezember 2013 neugebildeten 
Bundesregierung wurden folgende Ankündigungen gemacht:  

Im Zusammenhang mit der direkten Demokratie heißt es, dass umgehend nach der 
Regierungsbildung eine Enquetekommission eingerichtet wird. Bezüglich des Wahlrechtes 
wurde eine Senkung der für die Vorreihung nötigen Vorzugsstimmen im Landes- und 
Bundeswahlkreis, sowie bei den EU-Wahlen auf 5 % und auf 9 % im Regionalwahlkreis 
vereinbart. 
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Bezüglich der notwendigen Staats-, Verwaltungs- und Föderalismusreform wurde die 
Einsetzung einer Föderalismusreformkommission angekündigt, die unter Einbindung der 
Länder konkret ausformulierte Vorschläge für eine Novelle der Bundesverfassung entwickeln 
soll. Als Ziel wurden eine klare Kompetenzabgrenzung und eine Stärkung der Aufgaben des 
Bundesrates bei gleichzeitiger Verschlankung seiner Zusammensetzung im Sinne einer 
effektiven Mitwirkung der Länder an der Bundesgesetzgebung genannt. Eine 
Aufgabenreform- und Deregulierungskommission unter Vorsitz des Präsidenten des 
Verwaltungsgerichtshofes Prof. Rudolf Thienel wurde im Frühjahr 2014 eingesetzt. Auch 
bezüglich ORF, Auskunftspflichtgesetz und Medien im Allgemeinen gab es diverse 
Ankündigungen. 

Den Ankündigungen stehen wenige Taten 2013/14 gegenüber: 

• Eine wirksame Reform des Wahlrechts in Richtung stärkere Personalisierung, wie sie 
auch von der Bevölkerung gewünscht wird, ist ausgeblieben. Die Veränderungen 
beim Vorzugsstimmensystem waren rein optischer Natur und blieben auch bei der 
EU-Wahl völlig wirkungslos. 

• Der 2012/13 versprochene Ausbau der direkten Demokratie – auch ein breiter 
Bevölkerungswunsch – erfolgte noch immer nicht – die parlamentarische 
Enquetekommission wird erst am 17. Dezember 2014 ihre Tätigkeit aufnehmen. 

• Zur Verwirklichung der von der Koalitionsregierung versprochenen ORF-Reform 
wurde zwar eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die aber nach vier Sitzungen nicht mehr 
einberufen wurde. Das Thema scheint auch in der Regierungserklärung nur mehr 
marginal auf (siehe Spezialkapitel ORF-Befund 5.5. und „Anhang zum ORF-Befund“) 

• Die versprochene Lockerung des Amtsgeheimnisses und Stärkung der Transparenz 
bei Verwaltungsakten wurde ebenso aufgeschoben. 

• Weder in der Bildungspolitik noch im Bereich der Verwaltungsreform konnten 
Blockade und Reformstau aufgelöst werden. 

• Lediglich beim U-Ausschuss als Minderheitsrecht, der jahrelang debattiert wurde, gab 
es eine Einigung von fünf der sechs Parlamentsparteien knapp vor der Sommerpause 
des Parlaments. Dies ist positiv zu vermerken – auch wenn der konkrete 
Gesetzesbeschluss noch aussteht. 

• Ende August 2014 wurde von den Klubobleuten der Regierungsparteien ein 
Rederecht für EU-Parlamentarier im österreichischen Parlament im Sinne einer 
notwendigen verbesserten Europakommunikation angekündigt. 

An sonstigen demokratiepolitischen Entwicklungen im Jahr 2014 ist zu berichten: 

 

4.2. Arbeiterkammerwahlen  

Im Frühjahr 2014 fanden in allen neun Bundesländern Arbeiterkammerwahlen statt. Die 
Wahlbeteiligung sank auf 39,77 % nach noch 43,83 % 2009 trotz Briefwahl und mehrtägiger 
Dauer in den einzelnen Bundesländern Allgemein konnten die die jeweilige Landekammer 
dominierende Partei in den jeweiligen Landeskammern ihre Mehrheit behaupten bzw. 
ausbauen. In sieben Bundesländern also die SP-Gewerkschafter, in Tirol und Vorarlberg der 
ÖAAB. Insgesamt baute die SP ihre absolute Mehrheit aus. 
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4.3. EU-Wahlen 

Die Wahlbeteiligung bei der EU-Wahl in Österreich am 25. Mai 2014 ist geringfügig von 46 
auf 45,4 % zurückgegangen. Das liegt im europäischen Durchschnitt von 42,5 %, wobei es 
große Unterschiede in den einzelnen EU-Mitgliedsstaaten gibt – von über 85 % in Belgien 
und Luxemburg, wo Wahlpflicht herrscht, über 56 und 57 % in Italien und Dänemark bis 23 
bzw. 24 % in Polen und Slowenien auf 18 % in Tschechien und 13 % in der Slowakei. 
Allgemein und in Österreich ist die Wahlbeteiligung alarmierend niedrig angesichts der 
Tatsache, dass die EU-Ebene immer wichtiger wird und bei der ersten EU-Wahl in 
Österreich 1996 noch 67,7 % der ÖsterreicherInnen zur Urne schritten. 

Bei den EU-Wahlen in Österreich kam erstmals auch die auf 5 % der Parteistimmen 
herabgesetzte Vorzugsstimmenhürde zu Tragen. Das Instrument blieb wirkungslos, da es zu 
keiner einzigen Umreihung kam, lediglich die Spitzenkandidaten von VP, SP, Grünen und 
Neos erhielten mehr als 5 % der Parteistimmen. Schon die Kandidaten mit dem jeweils 
zweitbesten Vorzugsstimmenergebnis erhielten mit Ausnahme der ohnehin auf Platz 2 
gereihten VP-Kandidatin Elisabeth Köstinger nicht ausreichend Vorzugsstimmen für eine 
Umreihung:  

Vorzugsstimmen-Übersicht: 

ÖVP:  Othmar Karas 82.875, Elisabeth Köstinger 58.893; Gesamtstimmenzahl 761.896.  
SPÖ:  Eugen Freund 49.989, Josef Weidenholzer 28.336, gesamt 680.180.  
FPÖ:  Harald Vilimsky 20.889 vor HC Strache mit 8.994, der auf letztem Platz kandidiert hat,  
 gesamt 556.835. 
Grüne: Ulrike Lunacek 36.120, Madelaine Petrovic 11.168, gesamt 410.089. 
Neos:  Angelika Mlinar 12.604, Stefan Windberger 3.541, gesamt 229.781. 

 

4.4.  Vorarlberger Landtagswahlen 

Bei den Vorarlberger Landtagswahlen am 21. September 2014 verlor die Volkspartei mit 
einem Minus von 9 % ihre absolute Mehrheit. Es gibt nun in 8 von 9 Bundesländern keine 
absoluten Stimmen- bzw. Mandatsmehrheiten einer Partei in den Landtagen mehr – die 
Ausnahme bildet Niederösterreich. Die Wahlbeteiligung ist mit rund 65 % nur geringfügig 
gegenüber der Landtagswahl 2009 oder der Nationalratswahl zurückgegangen. Interessant 
sind auch die teilweise eklatanten Stimmenunterschiede gegenüber der Nationalratswahl vor 
einem Jahr: Die ÖVP erhielt bei der Landtagswahl 41,8%, bei der Nationalratswahl 26,3 %; 
die FPÖ 23,5 % (20,2); die Grünen 17,1 % (17,0), die SPÖ 8,8 % (13,1) und die Neos 6,9 % 
(13,1). 

ÖVP und SPÖ mussten damit ihre historischen Tiefststände bei den Landtagswahlen seit 
1945 hinnehmen. Die Grünen waren die einzige der bisher im Landtag vertretenen Parteien, 
die Stimmenzuwächse erzielten. Die Neos kandidierten erstmals für den Landtag und 
blieben deutlich unter ihrem Nationalratswahlergebnis. 

Bemerkenswert ist auch das bei dieser Landtagswahl erstmals angewandte verbesserte 
Vorzugsstimmensystem – statt bisher drei konnten die WählerInnen diesmal fünf 
Vorzugsstimmen vergeben, wobei auch das Punktegewicht der Vorzugsstimme von 16 auf 
32 verdoppelt wurde. Über die konkreten Auswirkungen war bei Redaktionsschluss des 
Demokratiebefundes noch nichts bekannt. 
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4.5. Untersuchungsausschuss 

Nach jahrelangen fruchtlosen Diskussionen und gebrochenen Zusagen einigten sich fünf der 
sechs Parlamentsparteien im Juli 2014 auf neue Spielregeln für parlamentarische 
Untersuchungsausschüsse, deren Einsetzung nunmehr ein Minderheitsrecht werden soll – 
die parlamentarische Beschlussfassung ist für Herbst 2014 vorgesehen. Es wird auf die 
konkrete Ausgestaltung insbesondere auch der Verfahrensregeln ankommen. 

 

4.6.  Debatte über das Mehrheitswahlrecht  

Immer wieder wurde – wie in den Jahren davor – von JournalistInnen und PolitikerInnen 
auch die Sinnhaftigkeit eines mehrheitsfördernden Wahlrechts zur Diskussion gestellt.  

So betonte Landeshauptmann Erwin Pröll in einem „News“-Interview vom September 2014: 
„Ich bin wirklich dafür, dass man zumindest eine intensive Diskussion und Überlegungen 
zum Mehrheitswahlrecht anstellt, mit dem Persönlichkeitswahlrecht als wesentliches Element 
dabei. Je breiter sich das Wählerpotential aufsplittert, umso notwendiger ist es, einen Weg 
zu finden, der zu vernünftigen Regierungskonstellationen am Tag nach Wahlen führt.“ 

So tritt Neos-Bundesgeschäftsführer und Demokratiesprecher Feri Thierry dafür ein, dass 75 
Prozent der Abgeordneten direkt in Einerwahlkreisen und 25 Prozent über Bundeslisten 
gewählt werden. Der Wiener SP-Landesgeschäftsführer Georg Niederbüchler erklärte am 
12. August 2014 im „Standard“: „Ich bin ein großer Anhänger des absoluten 
Mehrheitswahlrechtes und würde das nicht nur für Wien, sondern auch auf Bundesebene für 
sinnvoll halten. Das ist aber nicht umsetzbar.“  

Anneliese Rohrer schrieb am 12. Juli 2014 in der „Presse“ unter Bezug auf die erfolgte 
Einigung betreffend Untersuchungsausschuss über das Wahlrecht: „Natürlich wäre es 
wünschenswert, könnte ähnlicher Druck – via Bürger und Medien etwa – für die Einführung 
eines Mehrheitswahlrechtes aufgebaut werden, um den lähmenden Koalitionskampf, 
gegenseitige Schuldzuweisung inklusive, zu beenden.“ 

Am 14. Juli 2014 schrieb Conrad Seidl im „Standard“: „Will man mehr Eindeutigkeit, muss 
man eine Fraktion und deren Kanzlerkandidaten überproportional stärken. Was mit einem 
mehrheitsfördernden Wahlrecht durchaus möglich wäre. Im Sinne der demokratischen 
Hygiene müsste aber im Gegenzug die Abwahl des Kanzlers und seiner Partei erleichtert 
werden.“  

Die IMWD hat seit 2008 ein ganze Reihe von mehrheitsfördernden und 
persönlichkeitsorientierten Wahlrechtsmodellen vorgestellt, die weiter diskutiert werden 
sollten. 

 

4.7.  Debatte zum Persönlichkeitswahlrecht 

Aufgrund des ständig geäußerten Wunsches nach stärkeren Persönlichkeitselementen im 
Wahlrecht beschloss das Parlament auf Antrag der Regierungsparteien, die das im 
Arbeitsübereinkommen vereinbart hatten, eine Herabsetzung der Vorzugsstimmenhürde auf 
5 % der Parteistimmen, was erstmals bei der EU-Wahlen 2014 zum Tragen kam. Auch diese 
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Neuregelung erwies sich als wirkungslos. Lediglich mehrere Spitzenkandidaten erhielten 
mehr als 5 %, Umreihungen gab es keine – siehe Abschnitt 4.3. EU-Wahlen.  

In einem „profil“-Interview vom 15. September 2014 sprach sich der Präsident des 
Verfassungsgerichtshofes, Prof. Gerhart Holzinger, neuerdings für „eine Stärkung der 
Persönlichkeitswahl“ aus. 

Auch hier gilt: Die IMWD hat seit 2008 ein ganze Reihe von mehrheitsfördernden und 
persönlichkeitsorientierten Wahlrechtsmodellen vorgestellt, die weiter verfolgt werden sollten. 

 
 

4.8.  Transparenz und Freedom of Information act 

Obwohl die Bürgerinitiative Transparenzgesetz.at bereits mehr als 12.000 UnterstützerInnen 
hat und ihr Proponent Josef Barth 2014 im österreichischen Parlament mit dem 
Concordiapreis ausgezeichnet wurde, gibt es noch immer kein Informationspflichtgesetz. Die 
IMWD gibt zum Thema folgende grundsätzliche Stellungnahme. 

Demokratie ist Transparenz.  
Zur Diskussion über die Abschaffung des Amtsgeheimnisses 

I. 

Demokratie bedeutet Transparenz. Damit hat allerdings die österreichische Verwaltung seit 
jeher ein Problem. Vorschriften über die Verschwiegenheitspflicht amtlicher Organe haben 
eine Tradition, die tief in den Absolutismus zurückreicht. 1925 wurde das „Amtsgeheimnis“ 
zum Schutz der Interessen der Gebietskörperschaften oder der Parteien sogar in der 
Bundesverfassung verankert („Parteien“ im Sinn all jener Personen, die mit der Verwaltung 
in Berührung kommen – nicht der politischen Parteien, in deren Interesse das 
Amtsgeheimnis in der Realität allerdings oft gehandhabt wird!). Es umfasst nach einer 1987 
als Einschränkung (!) intendierten Definition alle Tatsachen, deren Geheimhaltung im 
Interesse der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der Landesverteidigung, der 
Beziehungen zum Ausland, ferner im wirtschaftlichen Interesse öffentlich-rechtlicher 
Körperschaften, zur Vorbereitung einer Entscheidung oder im überwiegenden Interesse der 
Parteien liegt (Art. 20 Abs. 3 B-VG). Zuvor (1973) war im Bundesministeriengesetz eine 
Verpflichtung der Bundesministerien eingeführt worden, „Auskünfte zu erteilen, soweit eine 
Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit dem nicht entgegensteht“. 1987 wurde die 
Auskunftspflicht aller Verwaltungsorgane ebenfalls in der Bundesverfassung (Art. 20 Abs 4 
B-VG) verankert. 

Warum diese ausführlichen Hinweise auf eine an sich allgemein bekannte Entwicklung der 
Rechtslage? Der VfGH hat aus dem Nebeneinander dieser beiden Bestimmungen im Lichte 
des demokratischen Grundprinzips der Bundesverfassung richtig abgeleitet, dass der 
Auskunftspflicht Vorrang vor der Amtsverschwiegenheit zukommt. Die Praxis der 
Verwaltung ist dem jedoch nicht gefolgt. Nach wie vor zelebrieren Verwaltungsorgane die 
Verfügung über Verwaltungswissen als ein Instrument staatlicher Machtausübung und 
benützen Geheimhaltung als Schutz vor Kritik und einer Verantwortung für Fehler. Die 
Tatbestände, die gemäß Art. 20 Abs. 3 B-VG eine Geheimhaltung rechtfertigen, werden von 
der Verwaltung äußerst extensiv interpretiert. 
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Das Problem liegt somit weniger in der verfassungsrechtlichen Regelung, die durchaus eine 
vernünftige Anwendung zuließe und, wie schon gesagt, als solche auch konzipiert war. Das 
Problem liegt vielmehr in der praktischen Unmöglichkeit, das verfassungsgesetzlich 
garantierte Auskunftsrecht gegen politische Interessen oder spezifische Interessen der 
Verwaltung effektiv durchzusetzen. So sehr es zu begrüßen ist, den Vorrang der 
Öffentlichkeit der Verwaltung vor den Geheimhaltungsverpflichtungen sowie das 
Auskunftsrechts jedes/jeder einzelnen Bürgers/Bürgerin zu verdeutlichen, wie es der Entwurf 
einer B-VGNovelle (19 ME XXV. GP) vorsieht, so ungenügend wäre diese Reform, wenn 
nicht auch die rechtliche Position der BürgerInnen gegen Informationsverweigerungen 
verbessert würde. Ein Klagerecht bei den Verwaltungsgerichten allein wird dazu nicht 
ausreichen, wie schon das bestehende Klagerecht beim Verwaltungsgerichtshof nicht viel 
nützte, weil damit zwar der theoretische Rechtsanspruch auf die Information, nicht aber die 
Information selbst eingeklagt werden konnte. 

Wir schließen uns daher den Forderungen nach einem/r Informationsbeauftragten 
(„Information Commissioner“) an, der/die von den BürgerInnen in informeller (und 
kostenloser!) Weise angerufen werden kann. Diesem Organ gegenüber dürfte es keine 
Verschwiegenheitspflichten geben und es müsste mit entsprechenden rechtlichen 
Befugnissen ausgestattet sein. Dafür gibt es eine Reihe von Vorbildern in anderen Staaten, 
an denen sich die österreichische Gesetzgebung orientieren könnte. Die Erfolgsgeschichte 
der Volksanwaltschaft und das Beispiel ähnlicher Einrichtungen (Datenschutzbeauftragte, 
Gleichberechtigungsanwälte, Umweltschutzanwälte und -anwältinnen etc.) zeigen jedenfalls 
die Sinnhaftigkeit eines Nebeneinanders von gerichtlichem und niederschwelligem 
außergerichtlichen Rechtsschutz. (Erinnert sei daran, dass auch die Volksanwaltschaft 
zunächst mit dem Hinweis auf eine funktionierende Verwaltungsgerichtsbarkeit verhindert 
wurde, heute aber niemand mehr ernsthaft die Sinnhaftigkeit dieser Institution bestreitet.) 
Eine Verbindung mit bestehenden Einrichtungen wie Volksanwaltschaft oder 
Datenschutzbeauftragtem/r ist dabei aus verwaltungsökonomischen Gründen durchaus 
erwägenswert. Es bedürfte aber jedenfalls eines auf diese Aufgabe spezialisierten Organs 
mit entsprechenden Befugnissen. Rechtsschutz durch Verwaltungsgerichte allein wird dem 
Anliegen einer zeitgemäßen Informationsfreiheit nicht gerecht. 

II. 

Die Reform des Amtsgeheimnisses sollte zugleich zum Anlass genommen werden, eine 
Ungereimtheit im Verfassungstext zu beseitigen, die eine Quelle ständiger Querelen 
zwischen dem Parlament – in der Regel naturgemäß der Opposition – und der Regierung 
bildet. Die verfassungsgesetzliche Verankerung der Amtsverschwiegenheit im Jahr 1925 
wurde mit einer wesentlichen Einschränkung verbunden: Sie gilt nicht für die von einem 
allgemeinen Vertretungskörper – also: Nationalrat, Landtag oder Gemeinderat – gewählten 
Funktionäre gegenüber diesem Vertretungskörper. Seit 1929 wird allerdings die 
Bundesregierung nicht mehr vom Nationalrat gewählt, sondern vom Bundespräsidenten 
ernannt. Seitdem ist die Anwendbarkeit dieser Bestimmung auf das Verhältnis von 
Nationalrat und Bundesregierung unklar und strittig. Die Praxis der Bundesverwaltung lehnt – 
mit merkwürdiger Zustimmung der Parlamentsverwaltung (!) – die Einschränkung der 
Amtsverschwiegenheit zugunsten des Nationalrats ab und beruft sich dabei auf eine 
angebliche „herrschende Lehre“, obwohl in führenden Lehrbüchern des Verfassungsrechts 
(Berka, Öhlinger/Eberhard) das Gegenteil vertreten wird. Tatsächlich bleibt es 
unverständlich, dass zwar die Landesregierung gegenüber dem Landtag uneingeschränkt 
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auskunftspflichtig sein soll, nicht aber die Bundesregierung bzw. die einzelnen 
BundesministerInnen gegenüber dem Nationalrat.  

Der erwähnte Entwurf sieht allerdings die gänzliche Streichung des geltenden Art. 20 Abs. 3 
B-VG, also auch seines zweiten Satzes, vor. Damit würde die Durchbrechung der 
Verschwiegenheitspflicht der Verwaltung in Zukunft auch zu Lasten der Landtage (wie auch 
der Gemeinderäte) beseitigt – und das ohne jegliche Begründung in den Erläuterungen. Das 
steht, wie schon die gegenwärtige Praxis auf Bundesebene, in eklatantem Widerspruch zu 
den spezifischen Kontrollaufgaben der Parlamente. Wir erachten ein „Amtsgeheimnis“ in 
den Beziehungen zwischen Parlament und Regierung/Verwaltung mit einer 
parlamentarischen Demokratie für grundsätzlich unvereinbar.  

Gewiss muss es Sicherungen sensibler Informationen geben. Solche sind in dem viel stärker 
im Blickpunkt der Öffentlichkeit und der Medien stehenden Nationalrat noch gefährdeter als 
in den Landtagen. Darüber, wie eine solche Sicherung aussehen könnte, muss man sich 
daher Gedanken machen. Es genügt aber nicht – wie geplant –, nur die 
Informationsverpflichtungen der Regierung gegenüber dem Nationalrat im Rahmen eines 
Untersuchungsausschusses neu zu regeln. Auch das allgemeine Fragerecht der 
Abgeordneten muss gegenüber dem „Amtsgeheimnis“ geöffnet werden, um den unwürdigen 
kleinlichen Streitigkeiten über die Grenzen des parlamentarischen Interpellationsrechts, wie 
sie die parlamentarische Praxis auf Bundesebene seit Jahrzehnten prägen, ein Ende zu 
bereiten. 

 

4.9.  Debatte zur direkten Demokratie 

Obwohl im Arbeitsübereinkommen der im Dezember 2013 neugebildeten Bundesregierung 
die Einsetzung einer parlamentarischen Enquetekommission als prioritär bezeichnet wurde, 
kam es erst im Juni 2014 zu einer parlamentarischen Einigung über ihre Einsetzung ab 
Spätherbst 2014. Aus der Sicht der IMWD werden die Resultate der Kommission und ihre 
Umsetzung entscheidend sein. Die IMWD wird die Arbeit der Kommission begleiten und ihre 
Expertise einbringen. VfGH-Präsident Holzinger führte in dem bereits zitierten „profil“-
Interview aus: „Ich plädiere auch für eine Aufwertung der Volksbegehren. Die Bürger sollten 
unter gewissen Umständen über Volksbegehren abstimmen können.“ (Siehe die ausführliche 
Stellungnahme der IMWD im Demokratiebefund 2013) 

Auch die starke Inanspruchnahme der seit einiger Zeit möglichen elektronischen 
Unterstützung von Bürgerinitiativen und Petitionen an den Nationalrat über die 
Parlamentshomepage ww.parlament.gv.at unter „Online Zustimmen“ zeigt das große 
Interesse der Bevölkerung an direkter Demokratie. In der im Oktober 2013 gestarteten neuen 
Legislaturperiode wurden bis Mitte August 2014 53 Bürgerinitiativen und 23 Petitionen 
eingebracht. Bei einer Unterstützung von mindestens 500 Bürgerinnen und Bürgern müssen 
sie im Petitionsausschuss des Nationalrates diskutiert werden. Die Petition für einen Hypo-
Alpe-Adria-Untersuchungsausschuss wurde von rund 250.000 Wahlberechtigten unterstützt. 

2013 wurde die „Bürgerpartizipation“ in die Vorarlberger Landesverfassung aufgenommen. 
Diese Partizipationsprozesse, die in Vorarlberg seit Jahren von einem Büro für 
Zukunftsplanung betreut werden, werden auch in anderen Bundesländern, insbesondere in 
Salzburg und Kärnten, aber auch auf Bundesebene diskutiert. Das Kärntner Autorenduo Rita 
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Trattnig und Thomas Haderlapp hat dazu eine umfangreiche Studie insbesondere auch im 
Zusammenhang mit BürgerInnen-Räten publiziert („Zukunftsfähigkeit ist eine Frage der 
Kultur“). 

 

4.10.  Föderalismus- ‚ Verwaltungs- und Staatsreform –  
eine unendliche Geschichte 

Die Dringlichkeit einer Strukturreform in Österreichs Verwaltung, im Gesundheitswesen, im 
Bildungsbereich, in der Kompetenzverteilung der Gebietskörperschaften, in der 
Ländermitwirkung an der Bundesgesetzgebung (Bundesrat) und im Finanzausgleich ist auch 
im letzten Jahr oftmals betont worden. Gerade angesichts der exorbitant hohen Steuerquote 
und der gewünschten steuerlichen Entlastung sowie der gebotenen Absenkung der 
Staatsschuldenquote und der internationalen Konkurrenzfähigkeit ist die Notwendigkeit 
entsprechender tiefgreifender Reformen noch stärker unterstrichen worden. Vorschläge 
wurden viele gemacht – von der Zusammenlegung der Sozialversicherungsträger bis zur 
Föderalisierung oder Zentralisierung der Bildungsverwaltung. Sowohl Rechnungshof als 
auch Wirtschaftsforschungsinstitut haben ganze Kataloge in diesem Zusammenhang erstellt. 
Nur geschehen ist auch im Berichtszeitraum nahezu nichts. Wohl wurden Kommissionen 
angekündigt und teilweise eingesetzt, aber es erhebt sich sehr die Frage, ob damit die 
blockierenden Interessensgegensätze der Gebietskörperschaften und Sozialpartner 
überwunden werden können. 

Die notwendigen Maßnahmen einer durchgreifenden Strukturreform werden immer 
drastischer werden müssen, je länger sie verschoben wird. Jetzt schon verarmt das Land nur 
durch die Schuldzinsen um stündlich über 1 Million Euro, und die extrem hohe Steuerquote 
drückt auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit und Wertschöpfung. Dabei fußt jede 
Steuerleistung nur auf Werten, die durch Produkte oder Dienstleistungen erbracht werden, 
für die Kunden freiwillig Gewinn bringende Preise zahlen. Der Staat kann immer nur 
zwangsweise eingetriebene Einnahmen umverteilen.  

Ausgaben von Steuergeld zur Erfüllung von Aufgaben, die freiwillig nicht honoriert würden 
(wie das sehr wohl etwa bei Sicherheit, Bildung, u.a. der Fall wäre) und die im 
BürgerInneninteresse nicht notwendig sind, bedeuten daher ebenso Wertevernichtung wie 
ineffiziente Erfüllung an sich notwendiger Aufgaben. Daher die Forderung, endlich die 
Strukturen zu durchforsten und zu aktualisieren.  

Die Verwaltung des Staates sollte in der Form und an den Stellen erfolgen, dass den 
langfristigen Bedürfnissen der BürgerInnen bestmöglich entsprochen wird, allerdings unter 
Berücksichtigung der Leistbarkeit und der Effizienz der Verwaltung. Es wäre geboten und 
auch möglich, dass sich an diesen Grundsätzen Änderungen auch in den „verwildertsten“ 
Teilen der Verwaltung orientieren, wie Kompetenzdschungel, Aufgabendurchforstung, 
veraltetes und überbürokratisiertes Berichtswesen, Sozialleistungen, Bildungs- und 
Gesundheitswesen. Auch die föderale Struktur hätte sich diesen Grundsätzen zu stellen; so 
will die Bürgerin oder der Bürger heute prompte und richtige Information durch das Internet 
und immer weniger von BeamtInnen, und es ist ihm völlig egal, ob diese Bundes-, Landes-, 
Bezirks- oder Gemeindebedienstete sind (er weiß meist gar nicht, was). Dagegen ist ihm 
etwa nicht egal, dass die Kinder wegen der Parteienherrschaft zwischen roten und 
schwarzen Schulen wählen müssen. 
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Bürgerinitiativen wie sämtliche Volksbegehren (außer dem Rundfunkvolksbegehren vor 25 
Jahren) wurden völlig ignoriert. 

Die vielerseits herbeigesehnte Verwaltungsreform kann freilich nur in kleinem Umfang 
finanziell spürbare Einsparungen bringen, wenn sie sich auf „Sachaufwand“ Computerdatei 
statt Papierakten u. ä. bezieht. Was verschwiegen wird: Natürlich sind die dringend im 
Budget spürbaren Einsparungen nur bei entsprechender Organisationsverschlankung und  
-umbau möglich, und das heißt: weniger Personal. Das Argument, dass unproduktiv 
eingesetzte Beschäftigte, Arbeitslose und Pensionisten ja auch wieder Steuer zahlen und 
sich quasi selbst erhalten, ist absurd. Sie werden derzeit (noch) nur von unseren Kindern 
und Enkeln erhalten. 

 

4.11.  Superwahlsonntag  
Um die Lähmung innenpolitischer Entscheidungsprozesse und damit den Stillstand durch 
dauerndes Schielen auf Landtagswahltermine aufzuheben, hat unsere Initiative im Jahr 2010 
die Idee des Superwahlsonntages, an dem alle Landtags-, Gemeinderatswahltermine und 
die Nationalratswahl abgehalten werden, zur Diskussion gestellt. Nach der verstorbenen 
Nationalratspräsidentin Barbara Prammer haben in den letzten Monaten insbesondere Neos-
Chef Matthias Strolz und Grünen-Chefin Eva Glawischnig diese Idee aufgegriffen. 

 

4.12. Fragen der innerparteilichen Demokratie 
Urabstimmungen sowie immer wieder geäußerte Überlegungen zu Vorwahlen zu 
KandidatInnennominierungen, was im Sinne eines persönlichkeitsorientierten Wahlrechts ein 
sinnvoller Prozess vor der Einreichung von Wahllisten sein könnte, relevieren wichtige 
Fragen der innerparteilichen Demokratie. Online Programmdiskussionen können Instrumente 
der Mitgliederbeteiligung und der Öffnung der Parteien taugliche Mittel zur Attraktivierung 
und Vitalisierung von Parteien sein. 

 

4.13.  Nachhaltiger Europadialog als vordringliche Aufgabe 
Es steht zu befürchten, dass nachdem die Europawahlen geschlagen sind, die Information-
und Berichterstattung zu EU-Themen wieder deutlich absinkt, sodass sich eine immer 
größere Schere zwischen der seitens der Parteien der Bundesregierung erkannten 
notwendigen engeren Zusammenarbeit in Europa und andererseits der Europaskepsis der 
Bevölkerung auftut. Es wird auch ein deutliches Demokratiedefizit im Zusammenhang mit 
europapolitischen Entscheidungen sicht- und spürbar. Gerade dem National- und Bundesrat, 
also den beiden Kammern des Parlaments als dem zentralen Forum der Demokratie, kommt 
hier eine besondere Aufgabe zu. Es sollten auch alle Chancen genützt werden, die die 
Geschäftsordnungen der beiden Parlaments-Kammern bieten und die der Vertrag von 
Lissabon gebracht hat. Darüber hinaus ist mindestens ein Rederecht der österreichischen 
EU-Abgeordneten im österreichischen Parlament anzudenken, sowie es nun nach langer 
Diskussion Ende August 2014 von den Vertretern der Regierungsparteien angekündigt 
wurde.  
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Es gilt auch, die direkt demokratischen Möglichkeiten der EU weiter auszubauen. 70 % der 
Befragten einer von der österreichischen Gesellschaft für Europapolitik in Auftrag gegebenen 
Studie sind dafür, dass bei den nächsten Europawahlen im Jahr 2019 der Präsident der 
Europäischen Kommission von den Bürgerinnen und Bürgern direkt gewählt wird. 

Es geht darum, Europa zu erklären und in einer konzertierten Aktion von Politik, 
Zivilgesellschaft und Medien eine seriöse Europadiskussion nachhaltig zu initiieren. Wie 
wichtig dies ist, zeigt auch eine österreichweite Umfrage unter 4.278 österreichischen 
Jugendlichen, in der 68 % angaben, dass die EU wichtig ist. Gleichzeitig sagen 72 %, die EU 
sei kompliziert, 52 % fremd und 51 % fern. Das führt direkt zum Thema politische Bildung.  

 

4.14.  Politische Bildung  

Wie die Möglichkeit des Wählens ab 16 einerseits, die sinkende Wahlbeteiligung der 
jüngeren Generation andererseits und die gleichzeitig gegebenen immer stärkeren 
Möglichkeiten der digitalen Mitwirkung und Diskussion (Liquid democracy, siehe Beitrag im 
Demokratiebefund 2012) zeigen, sind forcierte politische Bildung und Medienbildung ein 
Gebot der Zeit. Auch in der ExpertInnenbefragung hat die Intensivierung der politischen 
Bildung Platz 1 bei den Wünschen. Viele Gruppierungen wie die Bundesschülervertretung 
verlangen daher, dass das Fach Politische Bildung ab der 7. Schulstufe verpflichtend 
angeboten wird.  

Alle Studien zeigen, dass das politische Interesse signifikant mit dem formalen Bildungsgrad 
steigt, betont zum Beispiel der Politikwissenschaftler Peter Filzmaier. Mehr politische Bildung 
würde allen, vor allem auch SchülerInnen mit Migrationshintergrund nützen. In einem Essay 
vom 17. Juli 2014, der in der „Kleinen Zeitung“ erschienen ist, betont Filzmaier wörtlich: 
„Politische Bildung ist am besten geeignet, einen ‚cordon sanitaire’ gegen Sprechdurchfall zu 
schaffen. Wer politisch gebildet ist, hat eine höhere Hemmschwelle, undemokratisch zu 
schimpfen. Sachdebatten werden wahrscheinlicher. Didaktiker sind zudem überzeugt, dass 
politisches Streiten lernbar ist“. 

Dass Bildung ein entscheidender Faktor für Geschichts- und Demokratiebewusstsein ist, hat 
auch eine Studie des Wiener Zeithistorikers Oliver Rathkolb in Zusammenarbeit mit dem 
Institut Sora im Auftrag des Zukunftsfonds der Republik Österreich ergeben. Wesentliche 
Empfehlungen dieser am 7. Mai 2014 präsentierten Studie sind: 

1. Der Ausbau der politischen Bildung in allen Schulformen, 
2. der Ausbau der geisteswissenschaftlichen Fächer in den berufsbezogenen 

Schulformen und Ausbildungseinrichtungen, 
3. die Förderung der Auseinandersetzung mit der Geschichte des Nationalsozialismus 

und des 2. Weltkrieges mit Kooperationspartnern, die auch bildungsfernere Schichten 
erreichen, wie etwa die politischen Akademien, die Bildungseinrichtungen der 
Gewerkschaften und Kirchen, von Betriebsräten und Mieterbeiräten, 
Gemeindevertreterverbänden und anderen NGO`s, 

4. die konsequente Berücksichtigung dieser historischen Epoche und der Lehren daraus 
in den Massenmedien insbesondere auch im ORF. 
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4.15. Fazit: Sorge um die Demokratie – Reformen müssen ihre Vitalität  
 stärken und Vertrauen der BürgerInnen gewinnen – entscheidende  
 Bedeutung der politischen Bildung und der Medienbildung 
 
Wenn man den Berichtszeitraum des vierten Demokratiebefundes betrachtet, so erfüllt die 
IMWD die Tendenz, das demokratische System insgesamt verächtlich zu machen bzw 
fundamental zu kritisieren, etwa in der Diagnose „Postdemokratie“, „Fassadendemokratie“, 
mit Sorge. Diese teilweise von ernsthaften Denkern und Wissenschaftlern geäußerte Kritik in 
Verbindung mit der Verächtlichmachung von demokratischen Institutionen durch Populisten 
und Demagogen kann eine für die Demokratie gefährliche Gemengelage hervorrufen. Davor 
warnt die IMWD und vertritt einen entschiedenen Standpunkt: Es geht der IMWD um eine 
Vitalisierung der österreichischen Demokratie durch sinnvolle Reformen, insbesondere eine 
Stärkung des Persönlichkeitswahlrechtes, des lebendigen Parlamentarismus und des 
Ausbaus der direkten Demokratie. 

Man kann die Geschichte der Demokratie auch als Geschichte der permanenten Skandale 
und Fehlentscheidungen erzählen. Gewiss gibt es auch immer wieder Situationen, wo dies 
gehäuft auftritt. Der entscheidende Vorzug der Demokratie aber ist die Öffentlichkeit und 
Transparenz und die Selbstreinigungs- und Selbstkorrekturkraft der Demokratie. 

Der mündige und aktive Bürger ist der Träger einer lebendigen Demokratie, Meinungs- und 
Medienfreiheit die entscheidende Voraussetzung für eine offene, pluralistische und 
demokratische Gesellschaft. Daher sind Politische Bildung und Medienbildung aus der Sicht 
der IMWD von entscheidender Bedeutung – ihre Bedeutung hat durch die digitalen 
Möglichkeiten und die zu erwartende Forcierung der direkten und partizipativen Demokratie 
sogar noch zugenommen. 
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5. Wichtige Detailbereiche 

5.1.  Reformstau in Österreich – Endlich auflösen, sonst ist ein  
 internationales Absinken unausweichlich  
Die IMWD hat seit 2008 auf die Dringlichkeit von Reformen hingewiesen. Österreich ist in 
den Rankings abgerutscht – zuletzt bei dem des Weltwirtschaftsforums, wo Österreich nur 
mehr Platz 21 belegt (2013 noch Platz 16, 2008 Platz 14). Der langjährige Chefredakteur der 
„Kleinen Zeitung“ Erwin Zankel stellte am 13. September 2014 fest: „Der Rückfall erfolgte 
nicht von heute auf morgen, er war vielmehr ein schleichender Prozess. Die rot-schwarze 
Koalition tritt seit Jahren auf der Stelle und hatte weder die Kraft noch den Mut, Reformen 
anzupacken.“ 

Mit sehr konkreten Vorstellungen forderten daher wie die IMWD auch viele andere 
Institutionen Reformen bei Bildung, Gesundheit, Steuer-, Kompetenz- und Normenwirrwarr, 
Föderalismus und überhaupt Verwaltung ein. Als die brennendsten Problemfelder sehen wir 
an (siehe auch oben zu Punkt 4.10.): 

• Bekämpfung des „strukturellen“ Budgetdefizits; 
• dazu Wirtschaftsförderung zur Wiedergewinnung der Wettbewerbsfähigkeit anstatt 

Absinken in allen Rankings – nicht durch undurchsichtiges Ausschütten von 
Förderungsgeldern, sondern durch Entlastung von Abgaben und Bürokratie; 

• faktische Machtverteilung im Staat („Realverfassung“) näher an die offizielle 
Verfassung heranführen – Verhältnis der Gebietskörperschaften untereinander, aber 
auch gegenüber Sozialpartnern; 

• Parlament als eigenes, entscheidungsfähiges Gremium (anstatt Marionette der 
Regierung=Parteizentralen. Die demokratische Gewaltentrennung besteht nur noch 
formal); 

• dazu Personalisierung des Wahlrechts (die Demokratie besteht in Österreich fast nur 
noch aus dem Wahlrecht; wir sollten aber von der bösen Formulierung verschont 
bleiben „Wenn Wahlen eine Veränderung brächten, wären sie schon verboten!“); 

• Staatsaufgabendurchforstung und Ordnung im Kompetenzdschungel (Föderalismus 
hat nicht im „Herausreißen“ von Steuergeldern, sondern in bürgernahen 
Dienstleistungen in einer Evaluierungswettbewerb der Regionen zu bestehen; der 
Finanzausgleich soll sich die Schweiz zum Vorbild nehmen: Unterstützung der 
schwächeren Kantone durch die stärkeren mit einem ausgeglichenen Saldo und 
langfristig gültigen, sachbezogenen Formeln); diese Klarstellungen sollen auch u.a. 
das Gesundheitswesen verbessern; 

• Sicherung und Förderung der Medienfreiheit; 
• Transparenz der öffentlichen Tätigkeiten und Ausgaben anstatt österreichischer 

Amtsgeheimniskrämerei (In Brasilien wird z.B. jede, auch die kleinste, 
Steuergeldausgabe noch in der gleichen Nacht im Internet veröffentlicht.); 

• klare Zielsetzungen und Planung im Bildungswesen anstatt parteipolitischer 
Machtkämpfe und 900 schwebender Schulversuche mit steigender Verteuerung, aber 
zugleich Verschlechterung der Lernergebnisse (ausländische Vorbilder wie das 
estnische Universitätssystem berücksichtigen). 
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5.2.  Korruption 
Laut internationalen Rankings ist Österreich in den letzten Jahren deutlich korrupter 
geworden. Dieses Thema ist aber erfreulicher Weise in breiter Öffentlichkeit aufgegriffen, ja 
durch einige spektakuläre Strafprozesse in einen medialen Mittelpunkt gerückt worden. Es 
kam auch zu gesetzlichen Verschärfungen. 

Immerhin ist durch diese verstärkte Aufmerksamkeit auf Korruption eine Entwicklung der 
breiten Öffentlichkeit bewusst geworden, die bisher mehr vagen Vermutungen vorbehalten 
war: Korruption ist im Bereich der öffentlichen Entscheidungsträger (auch) in Österreich 
keineswegs ein Problem einzelner „schwarzer Schafe“, sondern die bekannt gewordenen 
Fälle sind offensichtlich Spitzen eines Eisbergs; Sind eher die „weißen Schafe“ Ausnahmen 
auf einer „grauen Weide“? Kennzeichnend dafür ist, wie sich allein schon im Zuge der 
Strafverfahren gezeigt hat, u.a.: 

• Viele EntscheidungsträgerInnen sind ihren Fachkenntnissen nach dem Umgang mit 
hohen Werten nicht gewachsen (Geldanlagen!); 

• PolitikerInnen fehlen oft ausreichende Kenntnisse von Buchhaltung und können 
daher von unkorrekten Mitarbeitern oder Partnern „ausgetrickst“ werden; 

• stamme es aus persönlichem Charakter oder dem Werdegang: Vielen fehlt das 
Verantwortungsbewusstsein, wenn sie über hohe Summen fremden Geldes 
(Steuergeld!) zu verfügen berechtigt sind, und sie handeln mit einer Lockerheit, die 
sie mit eigenem Geld nie hätten; auch mangelt es an Mut, bedenklichen Weisungen 
entgegen zu treten („Ich verantworte das ja nicht!“); 

• sogar am mathematischen Verständnis, etwa dass 1 Milliarde das Tausend-fache 
einer Million ist, mangelt es ernstlich (häufiges Verwechseln in Aussagen von 
PolitikerInnen und auch JournalistInnen); 

• es fehlt sogar vielfach das Unrechtsbewusstsein für Untreue und Korruption (eine 
Prozessaussage: „Ich habe es ja nicht mir, sondern der Partei zukommen lassen!“). 
 

Die Basis für solch beliebigen Umgang mit korruptem Verhalten ist natürlich die allgemeine 
Tendenz, möglichst viele private Kosten größeren Institutionen, v.a. der öffentlichen Hand 
„anzuhängen“ – nicht nur im öffentlichen Bereich (z.B. Reisespesen! Und wie viele 
Einladungen zu Sport- und Kulturveranstaltungen sowie „Promi-Events“ werden tatsächlich 
vom Besucher selbst aus seinem versteuerten Einkommen bezahlt?); es fehlt auch in der 
Bevölkerung weitgehend das Bewusstsein, dass das ein Griff in fremde Taschen, oft 
Steuerhinterziehung und Bereicherung auf Kosten Dritter (meist der Steuerzahler) ist.  

Bekämpft die Politik tatsächlich das korrupte Verhalten, duldet sie es hinter vorgehaltener 
Hand oder fördert sie es gar? 

• Zum Unterschied zu anderen Staaten lassen sich die Parteien hoch aus Steuermitteln 
offiziell und noch mehr inoffiziell (z.B. Firmenspenden, Spezialfall Team Stronach) 
finanzieren; 

• trotz vieler Forderungen sind die Geldflüsse zwischen Gebietskörperschaften, von 
solchen mit Medien und Parteien und ihren Vorfeldorganisationen immer noch weit 
gehend intransparent; 

• zahlreiche Fördermittel aller Gebietskörperschaften werden teilweise unkoordiniert 
und freihändig vergeben. Es fehlt die vor Jahren angekündigte 
„Transparenzdatenbank“. 
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5.3.  Erwartungen an die Justiz 
Der Bundesminister für Justiz hat für den Bereich des Strafvollzuges, des Strafrechtes und 
des Strafprozessrechtes für die nächsten Monate die Vorlage von Gesetzesentwürfen und 
Reformen angekündigt. Dabei sollen die Themen eines modernen Jugendstrafvollzuges und 
einer Neuregelung des Weisungsrechtes im Bereich der Staatsanwaltschaft behandelt 
werden.  

Weiters soll die bereits vor zwei Jahren angekündigte große Reform des Strafgesetzbuches 
zur Diskussion gestellt werden.  

Man kann auf diese Vorlagen gespannt sein. 

 

5.4. Medien – Nur Zeitungen garantieren Qualität 
Von der Medienfront haben wir im letzten Jahr zunehmend Beschwerden über die 
weitgehende Regellosigkeit der Nachrichtenverbreitung in den Social Media im Internet zu 
hören bekommen, seit vor allem auch PolitikerInnen ihre „shitstorms“ abbekommen haben. 
Privatpersonen, besonders junge Menschen, haben sich schon seit Längerem damit 
abzufinden, dass die erpresserisch motivierte Weiterverbreitung intimer privater Infos und vor 
allem Fotos zu peinlichen Bloßstellungen, aber auch schmerzvollen Verleumdungen führen 
kann. Es ist erfreulich, dass Justizminister Wolfgang Brandstetter eine Verschärfung 
geltender Strafrechtsbestimmungen über Verhetzung in Aussicht gestellt hat, doch darf man 
sich hinsichtlich der Schwierigkeit eines solchen Unterfangens keinen Illusionen hingeben.  

Selbst ein brutal diktatorisches Regime wie das der Volksrepublik China tut sich damit sehr 
schwer, obwohl sündteure Systeme wie Great Firewall und Golden Shield zur Bekämpfung 
aus- und inländischer Websites den immer zahlreicher werdenden privaten Microbloggern 
das Leben seit Anbeginn der neuen Informationstechnik schwer machen. Trotzdem ist die 
Zahl der ChinesInnen, die online sind, bereits größer als die der EuropäerInnen und 
NordamerikanerInnen zusammengenommen, und es handelt sich längst nicht mehr nur um 
gebildete urbane Schichten, die im Netz ihren Zorn über gigantische Korruption äußern. 
Umso mehr ist ein Bemühen um Schutz der menschlichen Würde im Internet für einen 
demokratischen Rechtsstaat zu einer Vorrangpflicht der Medienpolitik geworden.  

Die Zeitungen sind freilich auch mit der Wahrung eigener Interessen im Internet noch längst 
nicht fertig geworden. Mit Werbung ist online kein großes Geschäft zu machen. Diese 
Erfahrung gilt mehr denn je. Kostenlose Angebote vieler Zeitungen haben sich nicht als die 
erwartete Verführung zu kostendeckenden Online-Abonnements erwiesen. Die lange Zeit als 
Ideal verfolgte Verwendung von JournalistInnen als Allzweck-ExpertInnen, die 
Papierzeitungen und Digitalinfos produzieren sollen, wird zunehmend wieder in Frage 
gestellt. Plötzlich wird der herkömmlichen Zeitung wieder die größere Chance eingeräumt, 
weil die meisten LeserInnen weiterhin an einem Gesamtprodukt als Marke und nicht an 
Einzelteilen davon interessiert seien. Freilich, so sieht man zunehmend ein, dürfe man dann 
nicht alle redaktionellen Beiträge durch „Ummantelung“ mit Anzeigen auf eine 
Rahmenfunktion reduzieren. Schon gar nicht gehe es an, auch Gratiszeitungen in die 
urgierte Presseförderung einzubeziehen, weil in diesen Blättern von Geschäftsinteressenten 
bezahlte Inhalte von redaktionellen Beiträgen immer weniger unterscheidbar seien und 
Gratiszeitungen sich keiner freiwilligen Selbstkontrolle unterwerfen. 
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Der an der Universität Salzburg lehrende Professor für Medienpolitik und Medienökonomie, 
Josef Trappel, der mehrere grundlegende Studien zur Situation der Presse und der 
Presseförderung in Österreich verfasst hat, stellte am 12. August 2014 im „Standard“ fest: 
„Die Presseförderung muss Qualität und Professionalität belohnen, nicht ‚Journalismus 
light’“.  

Bei verschiedenen Fachtagungen wird immer häufiger argumentiert: JournalistInnen 
müssten nicht nur arbeitstechnisch gut ausgebildet, sondern umfassend gebildet und 
wertorientiert sein, um in Zeiten überhandnehmender „Leseunfähigkeit“ ihrer Funktion als 
„Navigatoren“ in der Sturmflut ungewichteter Informationen gerecht werden zu können. Sie 
müssen recherchieren, präzise ihre Quellen angeben, Wichtiges von Unerheblichem 
unterscheiden und verstehbar formulieren können. Das schaffen EinzelkämpferInnen nicht. 
Dazu bedarf es intelligenter Zusammenarbeit in einer gut geführten Redaktion. Immer 
weniger würden Zeitungen wegen einzelner „großartiger SchreiberInnen“ gekauft. Vielmehr 
wird die Zeitung als Ganzes zum Qualitäts- und Kaufkriterium und dazu gehört auch 
Offensein für Fremd- und freiwillige Selbstkritik in Form von redaktionellen Korrekturen und 
Presseratskontrolle. Das heißt klarerweise nicht, dass alle Zeitungen Qualität garantieren, 
aber es heißt, dass in nicht professionell gestalteten Formaten oder solchen, die auf keine 
bekannten, seriösen Quellen verweisen können, Qualität nicht garantiert werden kann.  

Das alles heißt aber auch: JournalistInnen, die keine Fähigkeit oder keine Zeit zum 
Recherchieren mehr haben, die durch Zwang zur Multifunktionalität oder exzessive 
Personalkürzungen zu Oberflächlichkeit und bloßer ständiger Durchschnittsleistung 
verhalten sind, können auf Dauer die Qualität nicht mehr bieten, die für Demokratie 
unverzichtbar ist. Eine verantwortungsbewusst agierende Bundesregierung wird sich der 
Mühe einer sauberen Definition von Qualitätskriterien als Voraussetzung für Presseförderung 
unterziehen müssen. Sie wird auch die Forderung ernst nehmen müssen, die oft schon 
erhoben und immer wieder abgeschmettert worden ist: nämlich Nichtmitgliedern des 
Presserats als Organ freiwilliger Selbstkontrolle keine Presseförderung zu gewähren.  

Größere Aufmerksamkeit hat in jüngster Zeit nur die Debatte über eine Einschränkung oder 
Aufhebung des Amtsgeheimnisses geführt, was eine Reihe seriöser Medieninstitutionen wie 
Presseclub Concordia, Presserat, Journalistengewerkschaften und die Initiative für Qualität 
im Journalismus zu der Forderung nach einem modernen Informationsfreiheitsgesetz 
veranlasst hat. Dafür gibt es bereits Vorbilder in Großbritannien, Deutschland, USA, 
Skandinavien und Slowenien, die alle beweisen, dass ein solches Gesetz viel mehr 
umfassen muss als eine Neudefinition der Geheimhaltungsstufen bei Amtsakten. Zu erinnern 
ist aber auch an die Tatsache, dass Österreich seit 2001 Medienerziehung zu einer 
Generalaufgabe der Schule macht, diese begrüßenswerte Festlegung aber bei weitem nicht 
im erforderlichen Ausmaß auch in die schulische Praxis umsetzt. Die eingangs erwähnten 
neuen Herausforderungen der Internetentwicklung machen es aber umso dringender 
notwendig, schon im Schulalter mit der Heranbildung verantwortungsbewusster 
MediennutzerInnen zu beginnen. 

Zu den Dauerbrennern der österreichischen Medienpolitik gehört natürlich auch, weiterhin 
die in jedem Demokratiebefund als vordringlich angeführte zeitgemäße Erneuerung der 
ORF-Strukturen. 

Auch die Debatte über die „Zukunft der Zeitung“ angesichts des Internets, des sich rasant 
ändernden Mediennutzungsverhaltens der jungen Generation und der bisher noch kaum 
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existenten wirtschaftlich rentablen Bezahlmodelle für Medienunternehmen in der digitalen 
Welt ist intensiv weiterzuführen.  

Generell muss daher bewusst sein, dass Unabhängigkeit, Vielfalt und Qualität der 
Medien systemrelevant für unsere Demokratie sind.  

Eine adäquate Förderung und entsprechende Rahmenbedingungen sind daher genauso 
notwendig wie „Medienbildung“ – das ist weit mehr als rein formale technische 
Medienkompetenz, vor allem in den Schulen, oder auch auf allen Stufen des LLL 
(lifelonglearning).  

 

5.5. ORF-Befund 2014:  
Versprechen gebrochen – Abhängigkeiten verstärkt  

Die Zusammenfassung vorweg: 

Die Hoffnungen, die Bundeskanzler Werner Faymann und Vizekanzler Michael 
Spindelegger 2012 (sh. Anhang 1 „Sprüche die sprachlos machen“) durch die Ankündigung 
einer „gewaltigen Reform“ des ORF und durch die anschließende Einsetzung der 
„Arbeitsgruppe ORF-REFORM“ erweckten, wurden in keiner wie immer gearteten Weise 
erfüllt! Im Gegenteil: Im ersten Halbjahr 2014 wurde der Einfluss der Parteien u.a. auch per 
Gesetz weiter ausgebaut. 

Das Urteil des Demokratiebefundes 2014 lautet daher:  

„Die derzeitigen Regelungen und das Verhalten von Parteien, Bundesregierung und 
Landesregierungen sind nicht geeignet, die in der Bundesverfassung verbriefte 
Unabhängigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, ORF, zu gewährleisten, 
sondern behindern vielmehr die Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrags“. 
 
Der Verdacht, dass SPÖ und ÖVP gar nicht mehr daran denken, die Reformversprechen des 
Bundeskanzlers und des damaligen Vizekanzlers in Sachen ORF zu erfüllen, entstand 
erstmals, als die „Arbeitsgruppe ORF-REFORM“ nach ihrer 4. Sitzung im Frühjahr 2013 
ohne Angabe von Gründen stillgelegt wurde. Die angekündigten „weiterführenden 
Parteiengespräche“ fanden nicht statt. 

Der Bundeskanzler erklärte (sh. Demokratiebefund 2013, S. 25), er habe sich gewünscht 
„die ORF-Reform würde noch vor der Wahl beschlossen. Es kann aber auch erst nach der 
Wahl im Zuge der Koalitionsbildung sein“. Auch der Vizekanzler betonte seinen 
grundsätzlichen Reformwillen, aber, „kurz vor einer Wahl ist ein denkbar schlechter 
Zeitpunkt“. 

Der damalige Mediensprecher und Klubobmann der ÖVP, Karlheinz Kopf, zeigte in der 
Tageszeitung „Der Standard“ vom 13. September 2014, erstmals auf, wohin seiner Meinung 
nach die Entwicklung des ORF nach den Nationalratswahlen gehen sollte. Er forderte den 
Ersatz der „nicht mehr zeitgemäßen Alleingeschäftsführung“ durch einen Zweier-Vorstand. 
„Zumindest eine Vier-Augen-Führung wäre richtig. Das gehört in das Gesamtpaket (Anm.: für 
die Koalitionsverhandlungen)“.  
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Dazu kam es nicht. Für die SPÖ war der Vorschlag „nicht akzeptabel“ und aus der 
Opposition hieß es: „Das erinnert an die düstersten Zeiten des rot-schwarzen Proporzes“. 
Karlheinz Kopf wurde Zweiter Präsident des Nationalrates, ÖVP-Generalsekretär Gernot 
Blümel, sein Nachfolger als Mediensprecher. Dieser hat im Unterschied zu den 
Mediensprechern der anderen Parteien keinen Sitz im Parlament.  

Während der Koalitionsverhandlungen, nach den Nationalratswahlen vom 29. September 
2013 war rasch klar, dass das Thema „ORF-Reform“ der Regierung kein Anliegen mehr ist 
und sein wird.  

Die Mitglieder der sogenannten Ostermayer-Kommission, Peter Huemer, Fritz Wendl und 
Kurt Bergmann, versuchten am 17. Oktober 2013 in einem offenen Brief an Bundeskanzler 
Werner Faymann und Vizekanzler Michael Spindelegger (sh. Anhang 2 „Vorschläge für das 
Koalitionsabkommen“) für die Fortsetzung des in der letzten Legislaturperiode bereits weit 
fortgeschrittenen Reformprozesses zu werben und empfahlen SPÖ und ÖVP, „dass die in 
der ‚Arbeitsgruppe ORF-REFORM’ besprochenen entscheidenden Punkte nun im 
Koalitionsabkommen fixiert und rasch umgesetzt werden“: 

• Neustrukturierung und Verkleinerung des Stiftungsrates, 
• transparente Bestellung der Organe mit qualifizierten parteifernen Personen,  
• Aufwertung des Publikumsrates zu einem Rundfunkrat, 
• stärkere Mitwirkungsrechte der Journalistinnen und Journalisten, 
• Sicherstellung der Landesstudios,  
• Reform der Finanzierung durch Umstieg auf eine Medienabgabe,  
• Zukunftssicherung durch Beseitigung der Onlinebeschränkungen.  

Diese Empfehlungen blieben ohne Erfolg. Das endgültige Aus für eine Gremienreform kam 
im Vorfeld einer Länderkonferenz von den Landeshauptleuten Hans Niessl (Bgld.) und Peter 
Kaiser (Ktn.). Sie stellten auch für alle anderen Länderchefs klar, dass es „eine 
Verkleinerung des ORF Stiftungsrates“, die zulasten der Ländervertretungen ginge, nicht 
geben dürfe. 

Vorteile für die Länder. 

Das Mitglied der „Arbeitsgruppe ORF-REFORM“ im Kanzleramt, Kurt Bergmann, wandte 
sich noch in einem Schreiben an die Landeshauptleute, sowie an die Mitglieder der 
Landesregierungen und schilderte welche Vorteile die geplante Reform für die Länder hätte: 
 
Mehr Bundesland im ORF 

• Mehr lokale Sendezeit im Fernsehen (z.B. täglich zwischen 17.30 Uhr und 19.30 Uhr 
in ORF2). 

• Mehr Mitwirkung und Mitgestaltung der Landesstudios im nationalen 
Fernsehprogramm (in Dokumentationen, Magazinen und dgl.).  

• Mitwirkung bei ORF III.  
• Mehr Autonomie der Landesstudios in den Bereichen Personal und Finanzen.  
• Finanzielle Mittel, die vom Landesstudio aufgebracht werden (Sponsoring etc.) 

verbleiben als außerordentliches Budget erhalten und sind nicht an die Zentrale 
abzuführen.  
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Auch dieses Schreiben blieb ohne Erfolg. Die parteipolitische Bestellung eines Stiftungsrates 
(von 35) je Bundesland und ein formales Anhörungsrecht bei der Bestellung des jeweiligen 
ORF-Landesdirektors scheinen den Landeshauptleuten wichtiger zu sein, als ein Ausbau der 
Landesstudios. 
 
Im Gegensatz zu den Landeshauptleuten, (5 von der ÖVP, 4 von der SPÖ) die den Status 
quo der Landestudios aufrechterhalten wollen, stellte die Kultursprecherin der SPÖ, 
Elisabeth Hakel, in einem Interview mit dem „Standard“ (25. April 2014) die Frage, "Wieso 
braucht ein so kleines Land wie Österreich neun Landesstudios?" und schlug gemeinsame 
Studios für mehrere Bundesländer vor. Der ORF wies dieses Ansinnen zurück, über 
Auseinandersetzungen mit den Länderchefs wurde nicht berichtet. 
 
Im Arbeitsprogramm („Koalitionsübereinkommen“) der Bundesregierung zum Thema ORF 
heißt es nur mehr lakonisch: „Der öffentlich-rechtliche Rundfunk nimmt eine zentrale 
demokratie- und gesellschaftspolitische Rolle ein“. (sh. Anhang 3 „91 Wörter im 
Regierungsprogramm“) 

Neue Abhängigkeiten. 

Im Gegensatz zu den Versprechungen aus den beiden Vorjahren, die nicht einmal in 
Ansätzen erfüllt wurden, setzten Regierung und Parlament im Frühjahr 2014 drei Akte, die 
die Abhängigkeit des ORF von den Parteisekretariaten, vor allem von denen der 
Regierungsparteien, neuerlich erweiterten: 

1. 
Unter den sechs Mitgliedern, die der Publikumsrat in den Stiftungsrat zu entsenden hat, 
mussten bisher die Bereiche, Kirchen- und Religionsgemeinschaften, Hochschulen und 
Kunst dezidiert vertreten sein. Diese Vorgabe wurde unter dem Vorwand der Sanierung der 
vom Verfassungsgerichtshof aufgehobenen Bestimmungen zur „Faxwahl“ des 
Publikumsrates (Beschluss des Nationalrates vom 26. März 2014) gestrichen. Die SPÖ/ÖVP 
Mehrheit im Publikumsrat kann jetzt die sechs zu entsendenden Stiftungsräte ohne jede 
inhaltliche oder fachliche Vorgabe bestellen. Koalitionsinterner Verteilungsschlüssel: 4 SPÖ, 
2 ÖVP. 

Der ehemalige Chefjurist des ORF Dr Wolfgang Buchner erklärte dazu laut „Die Presse“ (6. 
Mai 2014): „Die Koalitionsparteien haben ihre Machtstellung im ORF ausgebaut, getreu 
eines Wortes Senecas des Jüngeren (gestorben 65 n.Chr.): ‚Auf seinem eigenen Misthaufen 
ist der Hahn der Mächtigste’.“ 

Unerwartet massiver Protest kam von Seiten der katholischen Kirche. Kardinal Schönborn: 
“Aus Sicht der Bischofskonferenz und anderer Kirchen ein Rückschritt"… „Dies alles 
verstärkt den bisher schon sehr ausgeprägten Einfluss der Politik auf die Zusammensetzung 
der ORF-Gremien".  

Um die Wogen zu glätten, wurde der ehemalige Chef der Caritas Franz Küberl ad personam, 
aber nicht mehr für den Bereich Kirchen- und Religionsgemeinschaften, in die Liste der neun 
Regierungsvertreter aufgenommen. 

Kommentar des ORF-Redakteursrates: „Mit etwas über 50 % der Stimmen bei der letzten 
Nationalratswahl sichern sich die beiden Regierungsparteien SPÖ und ÖVP drei Viertel der 
Mandate in den ORF-Gremien.“ 
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2. 
Mit den am 10. Juli 2014 vom Nationalrat beschlossenen neuen Bestimmungen zur 
Förderung des österreichischen Films wird erstmals auch in die Programmhoheit des 
Unternehmens eingegriffen. Der ORF muss künftig, ungeachtet der Qualität der 
vorgeschlagenen Projekte, mindestens  8 Millionen Euro für die Filmförderung zur Verfügung 
stellen.  

Der ORF sprach von einem „Systembruch“, der die Programmautonomie des Senders 
reduziere, Kulturminister Josef Ostermayer nannte das Gesetz einen „einmaligen Eingriff“. 

3. 
Die Abgeltung der vom Staat verfügten Befreiungen von den „Rundfunkgebühren“ für die 
Jahre 2010-2013 wurde bewusst nicht verlängert. Damit erhöhen sich die wirtschaftliche 
Abhängigkeit des ORF und die politische Erpressbarkeit der Geschäftsführung.  

Stiftungsrat – wie gehabt. 

Um die von den Österreicherinnen und Österreichern „gewollte Unabhängigkeit des ORF“ 
(Zitat: Bundeskanzler Werner Faymann) zu erreichen, sollte der Stiftungsrat, das höchste 
Gremium des ORF, von 35 Personen (30 Vertreter von Regierungen und Parteien, 5 
Vertreter des Personals) auf 15 (10 ausgewiesene Fachleute und 5 Personalvertreter) 
reduziert werden. Das scheiterte (sh. oben) am Widerstand vor allem der Landeshauptleute 
und der Parteisekretariate. 

Am 7. Mai 2014 wurde daher neuerlich ein 35-köpfiger Stiftungsrat konstituiert, dessen 
politische Zusammensetzung sich aufgrund der jüngsten Nationalrats- und Landtagswahlen 
nur geringfügig geändert hat: 14 Mitglieder stehen der SPÖ nahe, (bisher 15), 13 der ÖVP 
(bisher 12), 2 der FPÖ und einer den GRÜNEN (wie bisher). Neu vertreten sind NEOS und 
das TEAM STRONACH (je ein Mitglied). Nur 3 gelten als parteipolitisch unabhängig (bisher 
4), Der neue Vorsitzende gehört zum „SPÖ-Freundeskreis“, sein Stellvertreter zu dem der 
ÖVP (sh. Anhang 4 „ Die politische Zuordnung der Stiftungsräte“). Die Regierungsparteien 
SPÖ und ÖVP „verfügen“ so wie bisher über 27 der 35 ORF Stiftungsräte.  

Bemerkenswert war im Zuge der Neubestellung des Stiftungsrates, dass die SPÖ Zentrale 
„ihrem“ Freundeskreis den Vorsitzenden als „nicht diskutierbare“ Parteientscheidung 
dekretierte. Zwei Landeshauptleute begründeten die Entsendung ihres Stiftungsrates mit der 
„den gesetzlichen Aufgaben zuwiderlaufenden Vertretung der jeweiligen Landesinteressen“. 
Mehreren Stiftungsräten wird „wirtschaftliche Unvereinbarkeit“ vorgeworfen. 

„Mangelnde Staatsferne!“ 

Das deutsche Bundesverfassungsgericht hat am 25. Mai 2014 ein für Österreich und den 
ORF interessantes Urteil gefällt. Darin wird nämlich dem ZDF „mangelnde Staatsferne“ 
attestiert und ein neuer Bestellmodus für dessen Gremien gefordert. 

Der österreichische Verfassungsrechtler Prof. Hans Peter Lehofer hat daraufhin in seinem 
Blog die ORF Gremien analysiert, mit den Maßstäben des deutschen Höchstgerichts 
verglichen und festgestellt: „Weder Publikumsrat noch Stiftungsrat hätten auch nur die 
geringste Chance, den ‚Staatsferne'-Test zu bestehen." (31. März 2014, „Der Standard“).  
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Begründung: Einerseits wegen der überwiegend "nicht hinreichend staatsfernen" Bestellung 
der Mitglieder und andererseits wegen der „fehlenden gesetzlichen Vorkehrungen für Vielfalt 
in den Gremien und für ausreichende Transparenz“. 

Im ORF-Stiftungsrat wären danach alle 30 nicht vom Zentralbetriebsrat zu bestellenden 
Mitglieder entweder „staatsnah“ oder „nicht hinreichend staatsfern bestellt“. Im Publikumsrat 
wären es 23 von 31.  

Das deutsche Gericht verlangt weiters vom Gesetzgeber beim ZDF "einer Dominanz von 
Mehrheitsperspektiven, sowie einer Versteinerung in der Zusammensetzung der 
Rundfunkgremien entgegenzuwirken“ und "auf eine ausgewogene Vertretung beider 
Geschlechter Bedacht zu nehmen". 

ORF Redakteursrat – Eine Bastion des Widerstandes. 

In den letzten Jahren haben sowohl die Öffentlichkeit, als auch jene Zeitungen, die vor 
genau 50 Jahren mit dem sogenannten Rundfunkvolksbegehren den Österreichischen 
Rundfunk vorübergehend vom Parteienproporz der Nachkriegszeit befreiten (sh. Anhang 5 
„Rundfunkvolksbegehren 1964“), ihr Interesse am Umgang der Parteien mit dem ORF 
deutlich reduziert.  
 
Im Gegensatz dazu hat sich aber der ORF Redakteursrat in den letzten Jahren zu einer 
Bastion des Widerstandes gegen politische Einflussnahmen auf Radio und Fernsehen 
entwickelt. So haben die Journalistinnen und Journalisten gemeinsam mit der von ihnen 
gewählten Vertretung u.a. die Besetzung des Postens des Bürochefs des ORF 
Generaldirektors mit dem vom SPÖ Zentralsekretariat gewünschten Kandidaten, Niko 
Pelinka, verhindert. Der Redakteursrat legte auch den Entwurf für ein neues ORF-Gesetz 
vor, das besonders die politische und die wirtschaftliche Unabhängigkeit des Unternehmens 
betonen soll.  

Der Vorsitzende des Redakteursrates Dieter Bornemann dazu: „Solange es politisch 
bestellte Gremien gibt, solange gibt es politisch gewünschte Besetzungen.“ (13. September 
2013)  

Der Redakteursrat kritisierte nicht nur den Vorsitzenden des ORF-Publikumsrates Hans 
Preinfalk, weil dieser Armin Wolf „denunziatorische“ Interviewführung vorwarf („ein weiteres 
Beispiel, dass vielen Gremienmitgliedern ihre Entsender wichtiger sind als der ORF und sein 
Publikum. Preinfalk vertritt hier eindeutig Interessen der AK"), er meldete sich auch 
anlässlich der Koalitionsverhandlungen und der Neubestellung der Gremien mehrmals zu 
Wort (sh. Anhang 6 „Der Redakteursrat – Zitate“). 
 
In einer OTS Aussendung am 23. Oktober 2012 hieß es unter dem Titel. „Statt 
versprochener Reformen wollen SPÖ und ÖVP den ORF untereinander aufteilen“ (…) „Auch 
wenn die beiden ehemaligen Großparteien SPÖ und ÖVP auf nur noch knapp über 50 % der 
Stimmen kommen, wollen sie sich den ORF zu 100 % untereinander aufteilen.“ 

Einen Monat später, am 22. November 2013, lautete der Schlusssatz einer einstimmig 
beschlossenen Resolution des Redakteursausschusses (alle RedakteurssprecherInnen aus 
allen ORF Bereichen) „Die Journalistinnen und Journalisten des ORF werden sich keine 
Gängelung gefallen lassen und mit allen erdenklichen Mitteln für die Freiheit und 
Unabhängigkeit der Berichterstattung kämpfen.“ 
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Zum Vorschlag von ÖVP Mediensprecher Kopf erklärte der Vorsitzende des Redakteursrates 
Dieter Bornemann (23. Oktober 2013): „Das wäre ein Rückfall in den finstersten Parteien-
Proporz der 60er-Jahre – vor dem Rundfunk-Volksbegehren“ (…) „Aus dem ORF-Gesetz 
wurde die einzige Passage gestrichen, die ausdrücklich Fachleute für bestimmte 
Themenbereiche vorsah“. 

Der Redakteursrat forderte überdies das Recht auf Entsendung eigener Vertreter in den 
Stiftungsrat und den Ausbau der innerbetrieblichen Mitbestimmung. 

Zwei neue ORF Reformpapiere: 

Die neue Parlamentspartei NEOS legte im April 2014 ein umfassendes Konzept für eine 
„Neuordnung des ORF“ der Öffentlichkeit vor, das durchaus geeignet ist, wieder Schwung in 
die Diskussion zu bringen. 
 
Motto (Präambel): „Der ORF kommt seinem öffentlich-rechtlichen Auftrag in vorbildlicher 
Weise nach und setzt unabhängig von politischer Einflussnahme qualitative Maßstäbe in 
Europa.“ Er stehe aber „nach wie vor unter enormem und direktem Einfluss durch 
Regierung und Parteien“. 
 
Nach den Vorstellungen der NEOS wären die Gremien der Stiftung ORF stark nach dem 
Aktiengesetz auszurichten, um den bestehenden Stiftungsrat aus „seiner Hybridrolle als 
Aufsichtsrat und Eigentümervertretung“ zu befreien (sh. Anhang 7 „Die Begründungen der 
NEOS“) 

• Die Stifterversammlung „repräsentiert die Eigentümer – das ist das österreichische 
Volk“. Sie besteht aus 52 Personen, 26 davon sollen nach dem System der Berufung 
von Schöffen aus dem Kreis der Gebührenzahler kommen. 13 politische Vertreter 
(Parteien, Parlamentsklubs) und 13 gesellschaftliche Vertreter (Universitäten, NGOs, 
Sozialpartner etc.). „Die Statuten werden per Gesetz festgelegt.“ Die Amtszeit der 
Mitglieder soll mit sechs Jahren begrenzt sein, das Gremium erneuert sich von selbst. 
Aufgaben: Wahl eines Aufsichtsrates und Beschlussfassung seiner 
Geschäftsordnung. Bestellung eines Wirtschaftsprüfers, Entlastung des Vorstands 
und Genehmigung des Jahresabschlusses. 

• Der Aufsichtsrat besteht aus maximal 15 Personen, „fünf davon sind Arbeitnehmer-
Vertreter (unter Mitwirkung der Redakteursversammlung), „10 Kapitalvertreter (= 
Vertreter der Bürger Österreichs)“. Die Amtszeit beträgt 4 Jahre. Er bestellt den 
Vorstand mit doppelter Mehrheit (einmal mit und einmal ohne Personalvertreter), und 
gibt ihm „eine Geschäftsordnung, in welcher laut Aktiengesetz zustimmungspflichtige 
Geschäfte und weitere Zustimmungserfordernisse geregelt sind“. Und: „Der 
Aufsichtsrat wird angemessen bezahlt, um wirtschaftliche Abhängigkeiten zu 
vermeiden. 

• Der Vorstand ist ein Kollektivorgan bestehend aus vier bis sechs Personen. Die 
Amtszeit beträgt 4 Jahre. „Mitglieder des Aufsichtsrates, des Vorstandes und leitende 
Redakteure“ dürfen bei ihrer Bestellung „seit mindestens vier Jahren keine Funktion 
in einer Partei oder in einer politischen Körperschaft wie ÖH, AK, WKO und keinen 
maßgeblichen Einfluss in Parteimedien innegehabt haben. Sie dürfen keine operative 
Funktion in zuliefernden Unternehmen wie z. B. Filmproduktion, Nachrichtendiensten 
(APA, ÖSV, etc.) anderen Medien, oder bei Kunden (Werbewirtschaft) bekleiden. 
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Abschließend heißt es im Konzept der NEOS: 
 
„Die Einflussnahme auf Mitglieder von Aufsichtsrat und/oder Vorstand bzw. 
Redakteure erfüllt den Korruptionstatbestand.“ 
 
Der neue Mediensprecher der ÖVP, Generalsekretär Gernot Blümel, (folgte Karlheinz Kopf 
im Herbst 2013 in diese Funktion nach) stellte der Öffentlichkeit am 31. Juli 2014 sein neues 
Medienpapier vor. 

In der Frage ORF (sh. Anhang 8 „Blümel: ÖVP Vorschläge“) zeichnen sich darin ein paar 
Korrekturen der bisherigen ORF-Linie der ÖVP ab.  

• Das Verbot von Sponsorenhinweisen im Öffentlich-Rechtlichen Rundfunk sollte 
breiter gefasst werden, um die Übernahme internationaler Großveranstaltungen, 
insbesondere Sportübertragungen nicht „unnötig zu erschweren“. 

• Die ORF-Regeln für den Bereich Social Media sollen gelockert werden. "Ein 
prinzipielles Nutzungsverbot für den ORF ist heute nicht nachvollziehbar." Der ORF 
möge sich vielmehr auf diesem Sektor „weiterentwickeln“. 

• Der Programmauftrag des ORF soll genauer definiert werden. Blümel will „keine 
Mindestanteile für Genres“, wie sie zuletzt von der Kultursprecherin der SPÖ für den 
Bereich Musik gefordert wurden. „Aber es nützt dem ORF, wenn genauer definiert ist, 
wie er den Auftrag besser erfüllen kann."  

Eine Reform der ORF-Gremien steht für ihn „nicht unmittelbar an“, ebenso wenig wie ein 
Vorstand statt des ORF Alleingeschäftsführers.  

Das Prinzip Hoffnung? 

Bundeskanzler Werner Faymann erklärte nach der neuerlichen Bestellung eines 35 köpfigen, 
parteipolitisch ausgewählten Stiftungsrates am 9. Mai 2014, er sei auch weiterhin für eine 
Reduzierung auf 10 Mitglieder (ohne Personalvertreter Anm.) und Medienminister Josef 
Ostermayer teilte am 1. August 2014 in einem APA Interview mit, dass er „nach wie vor 
Interesse“ an einer Gremienreform habe. „Vielleicht schaffen wir es noch in dieser 
Legislaturperiode“. Diese endet 2018!  

 

Forderung der Initiative Mehrheitswahlrecht und Demokratiereform: 

Angesichts der Tatsache, dass sich mindestens vier Parlamentsparteien (SPÖ, ÖVP, 
GRÜNE und NEOS), immer wieder für eine Reform des Öffentlich Rechtlichen 
Rundfunks und für seine politische Unabhängigkeit aussprechen, fordert die 
„Initiative Mehrheitswahlrecht und Demokratiereform“ von Bundeskanzler Werner 
Faymann und von dem neuen Obmann der ÖVP, Vizekanzler Reinhold Mitterlehner, 
die rasche Wiederaufnahme der Beratungen in der „Arbeitsgruppe ORF-REFORM“. 

Ziel: Schaffung eines neuen Rundfunkgesetzes, das auch in der Praxis dem Auftrag 
der Bundesverfassung entspricht, der festlegt: Der ORF und seine Organe sind 
unabhängig und überparteilich. 
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6. Zusammenfassung und Forderungen 

Der vierte der alljährlich von der Initiative Mehrheitswahlrecht und Demokratiereform 
vorgelegten Demokratiebefunde brachte für den Berichtszeitraum Oktober 2013 bis Ende 
September 2014 folgende Hauptergebnisse: 

• Die Unzufriedenheit der Bevölkerung mit gefühltem und tatsächlichem Stillstand, 
Reformstau und Blockadehaltungen hat bis August 2014 leider neue Rekordwerte 
erreicht. Im September 2014 kam es durch die Regierungsumbildung – wie auch die 
OGM-Exklusivumfrage für die IMWD zeigt – zu einer Trendumkehr, deren 
Nachhaltigkeit abgewartet werden muss und wesentlich von der Kraft und dem Willen 
der Parteien zur Auflösung des Reformstaus abhängt.  

• Die Reform des Wahlrechts in Richtung stärkere Personalisierung, wie sie auch von 
der Bevölkerung gewünscht wird (laut OGM 2013 58 % für Direktwahl zu 33 % 
Parteilistenwahl), ist ausgeblieben. Die Veränderungen beim Vorzugsstimmensystem 
waren rein optischer Natur und blieben bislang völlig wirkungslos. 

• Der versprochene Ausbau der direkten Demokratie – auch ein breiter 
Bevölkerungswunsch (laut OGM 2013 67 % bei wichtigen politischen Fragen) – 
erfolgte noch immer nicht. Viele Erwartungen richten sich nun an die ab Spätherbst 
startende parlamentarische Enquetekommission. 

• Der ORF befindet sich nach wie vor in der Geiselhaft von Regierungen und Parteien.  

• Die versprochene Lockerung des Amtsgeheimnisses und Stärkung der Transparenz 
bei Verwaltungsakten wurde ebenso aufgeschoben. Die ersten Regierungsentwürfe 
sind nicht sehr vielversprechend. 

• Weder in der Bildungspolitik noch im Bereich der Verwaltungsreform konnten 
Blockade und Reformstau aufgelöst werden. 

 

Die Initiative Mehrheitswahlrecht und Demokratiereform verknüpft mit der Neuformierung der 
Bundesregierung und den ersten gesetzten parlamentarischen Schritten neue Hoffnungen 
und Erwartungen. In diesem Sinne fordert die IMWD vom Nationalrat und von der 
Bundesregierung, nachdem das erste Jahr der neuen Legislaturperiode nicht genutzt wurde, 
nunmehr entschieden folgende Initiativen zu ergreifen: 

• Die Beratungen der parlamentarischen Enquetekommission sollen spätestens 
2015 zu Beschlussfassungen im Parlament zum Ausbau der direkten 
Demokratie führen (siehe Demokratiebefund 2013) 

• Verwirklichung eines 12-Punkte-Plans zur Realisierung der 
verfassungsrechtlich verbrieften Unabhängigkeit des ORF 

• Beschlussfassung eines wirksamen Informationspflichtgesetzes mit Schaffung 
eines Informationsbeauftragten und niedrigschwelligem Zugang zum Recht auf 
Information und Transparenz 

• Konzertierte Dialog- und Informationsoffensive zu Europafragen mit stärkerer 
Rolle des Parlaments – u.a. Rederecht für österreichische EU-Abgeordnete im 
österreichischen Parlament 
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• Generell Stärkung des Parlamentarismus 

• Ernsthafte Initiativen für ein von den BürgerInnen gewünschtes 
Persönlichkeitswahlrecht 

• Ausbau der innerparteilichen Demokratie mit Vorwahlen, Urabstimmungen, 
digitalen Diskussionsplattformen und damit Attraktivierung der Parteien als 
unverzichtbare Träger des demokratischen Prozesses 

• Fördernde Rahmenbedingungen zur Stärkung von Unabhängigkeit, Vielfalt und 
Qualität der Medien in Österreich, da diese systemrelevant für die Demokratie 
sind – Printmedien, private Radio- und TV-Anbieter, Internet, wobei 
österreichischer „Content“ und österreichische Wertschöpfung im 
Vordergrund stehen sollten 

• Intensivierung der politischen Bildung, deren Bedeutung durch die neuen 
digitalen Möglichkeiten und die zu erwartende stärkere Nutzung der Elemente 
der direkten und partizipativen Demokratie noch höheren Stellenwert erlangt 

• Umsetzung der jahrzehntelang versprochenen und verschleppten Staats-, 
Verwaltungs- und Föderalismusreform – Reformföderalismus – 
Ländermitwirkung an der Bundesgesetzgebung (Bundesratsreform – Landtage, 
Landesregierungen) 

• Integration der brieflichen und digitalen Möglichkeiten in das demokratische 
System, z.B.: Onlinesammelsysteme und Briefabstimmungsmöglichkeiten für 
Bürgeranfragen, Petitionen, Volksbegehren, Volksbefragungen, 
Volksabstimmungen und bei der europäischen Bürgerinitiative, 
verantwortungsbewusster Umgang mit Web 2.0-Demokratie, wie u.a. liquid 
democracy und open government 
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Vertrauen 
(in Prozent)  

Vertrauen in Politik? 

Rest auf jeweils 100% = weiß nicht, keine Angabe 
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Vertrauensverlust 
(in Prozent)  

Rest auf jeweils 100% = weiß nicht, keine Angabe 

Vertrauen in Politik in den letzten 5 Jahren … 
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Folgen der Regierungsumbildung 
(in Prozent)  

Am 1. September wurde die Bundesregierung umgebildet.  
Glauben Sie, dass durch die Umbildung der Regierung der Stillstand eher überwunden wird  

oder glauben Sie das nicht? 

22 

55 

23 

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

Ja, Stillstand wird überwunden Nein, Stillstand wird nicht
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September 2014, 2 
 

BESCHREIBUNG DER UNTERSUCHUNG 

 
 
 
Auftraggeber: Gemeinschaftsprojekt APA und OGM 
 
 
Ausführendes Institut: OGM Österreichische Gesellschaft für Marketing, 
 Bösendorferstraße 2, A-1010 Wien 
 Telefon: 01/50 650-0 
 
 
Zielgruppe: ÖsterreicherInnen ab 16 Jahren 
 
 
Stichprobenmethode: Zufallsauswahl der Befragten aus dem OGM-Online-Panel

  
 
Stichprobengröße: 500 Interviews 
 
 
Methode: Online Befragung mit Hilfe des OGM-Online-Panels  
 (offline rekrutiert) 
  
 
 
Auswertung: Faktorengewichtung laut Mediaanalyse 2011 und  

 Registerzählung Statistik Austria 2012; 
 mögliche Abweichungen bei Absolutzahlen und  
 Prozentwerten aufgrund von Rundungsdifferenzen. 
 
 
Maximale 

Schwankungsbreite:  4,5% 
 
 
Feldarbeit: 16. September 2014 



 
A

P
A

/O
G

M
 V

er
tr

au
en

si
n

d
ex

:  
B

u
n

d
es

p
o

li
ti

k
er

In
n

en
 

  
 

 
 

 

 

 

 

 

September 2014, 3 
 

Vertrauen in BundespolitikerInnen 

(Saldo aus Vertrauen – kein Vertrauen, in Prozent) 
Basis: 500 ÖsterreicherInnen ab 16 Jahren 
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Vertrauenstrend Juni 2014 auf September 2014 
(in Prozentpunkten) 

Basis: 500 ÖsterreicherInnen ab 16 Jahren 
 
 
 

 
Anmerkung: Sabine Oberhauser, Hans Jörg Schelling und Harald Mahrer wurden 
erstmals abgefragt. 
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Vertrauen in BundespolitikerInnen 
(Rest auf 100%: kenne ich nicht, weiß nicht/keine Angabe, in Prozent) 

Basis: 500 ÖsterreicherInnen ab 16 Jahren 
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Befragung Demokratiebefund 2014 

 
1. Wie beurteilen Sie den derzeitigen Zustand der Demokratie in Österreich (2014)? Bewerten Sie 

bitte nach dem Schulnotensystem von 1 (sehr gut) bis 5 (nicht genügend). 

 
Sehr  
gut 

   
Nicht 

genügend 
keine Angabe/ 

weiß nicht 

Insgesamt  1     5  

Auf Bundesebene  1     5  

Auf Landesebene  1     5  

Auf Gemeindeebene  1     5  

Demokratie auf 
europäischer Ebene 

 1     5  

 
2. Ist Ihrer Ansicht nach der Zustand der Demokratie in den folgenden genannten Staaten im 

Vergleich zu Österreich besser oder schlechter? 

 

Viel  
besser 
als in 

Österreich 

   

Viel 
schlechter 

als in 
Österreich 

keine 
Angabe/ 

weiß nicht 

Deutschland  1     5  

Frankreich  1     5  

Griechenland  1     5 

Großbritannien  1     5  

Italien  1     5  

Slowenien  1     5  

Tschechien  1     5  

Ungarn  1     5  

EU-Durchschnitt  1     5  

China  1     5  

Russland  1     5  

Schweiz  1     5  

Türkei  1     5  

Ukraine  1     5  

USA  1     5  
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3. Ist der Zustand der Demokratie insgesamt in Österreich im letzten Jahr (seit Sommer 2013) 
bzw. in den letzten fünf Jahren besser oder schlechter geworden? 

 

 
Viel 

besser 
geworden 

   
Viel 

schlechter 
geworden 

keine Angabe/ 
weiß nicht 

Im letzten Jahr  1     5  

In den letzten fünf 
Jahren 

 1     5  

 

 

4. Wie wird sich der Zustand der Demokratie in Österreich im Vergleich zu heute im nächsten Jahr 
bzw. in den nächsten fünf Jahren entwickeln? 

 

 
Viel 

besser 
werden 

   
Viel 

schlechter 
werden 

keine Angabe/ 
weiß nicht 

Im nächsten Jahr  1     5  

In den nächsten fünf 
Jahren 

 1     5  

 

 

5. Ist Ihrer Ansicht nach die Arbeit der Bundesregierung, des Parlaments bzw. der Justiz im letzten 
Jahr in Österreich besser oder schlechter geworden? 

 

 Viel 
besser 

geworden    

Viel 
schlechter 
geworden 

keine Angabe/ 
weiß nicht 

Bundesregierung  1     5  

Parlament  1     5  

Justiz  1     5  
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6. Wie bewerten Sie die österreichische Politik in den folgenden Themenbereichen? Bewerten Sie 
bitte nach dem Schulnotensystem von 1 (sehr gut) bis 5 (nicht genügend). 

 

 
Sehr 
gut 

   
Nicht 

genügend 

keine 
Angabe/ 

weiß nicht 

Budget  1     5  

Europa  1     5  

Verwaltungsreform  1     5  

Föderalismusreform  1     5  

Pensionsreform  1     5  

Korruptionsbekämpfung  1     5  

Stärkung der  
unabhängigen Justiz 

 1     5  

Gesundheit und Pflege  1     5  

Reform der  
Landesverteidigung 

 1     5  

Umgang mit  
Bürgerinteressen 

 1     5  

Geschlechtergleichstellung  1     5  

Maßnahmen zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie 

 1     5  

Migration und Integration  1     5  

Bildung  1     5  

Wissenschaft  
und Forschung 

 1     5  

Klima- und Umweltschutz  1     5  

Bewältigung der Folgen der 
Wirtschaftskrise 

 1     5  

 

 

7. Auf welche drei Themen sollte die österreichische Politik im nächsten Jahr einen besonderen 
Schwerpunkt legen? 

 

1.       2.      3.       
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8. Welche Maßnahmen zur Demokratiereform halten Sie in Österreich für wichtig bzw. nicht 
wichtig?  

 

 
Sehr 

wichtig 
   

Nicht 
wichtig 

keine 
Angabe/ 

weiß nicht 

Einführung eines 
Mehrheitswahlrechts 

 1     5  

Stärkere Personalisierung des 
Wahlrechts 

 1     5  

Stärkung des 
Verhältniswahlrechts 

 1     5  

Ausbau der direkten Demokratie  1     5  

Höhere Transparenz der 
Parteienfinanzierung 

 1     5  

Entpolitisierung des ORF  1     5  

Ausbau der politischen Bildung  1     5  

Beschränkung der 
Funktionsperioden bei 
PolitikerInnen 

 1     5  

Stärkung der  
unabhängigen Justiz 

 1     5  

Direktwahl der 
Landeshauptleute 

 1     5  

Direktwahl der 
BürgermeisterInnen in ganz 
Österreich 

 1     5  

Terminliche Konzentration der 
verschiedenen Wahlen in 
Österreich auf einen 
„Superwahlsonntag“ 

 1     5  

Ausdehnung des Wahlrechts 
auf alle Personen, die bereits 
mehrere Jahre in Österreich 
leben 

 1     5  

Einsetzung eines Unter-
suchungsausschusses als 
Minderheitenrecht 

 1     5  
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9. Was betrachten Sie als die größten Gefahren und Probleme für die Demokratie in 
Österreich in den kommenden fünf Jahren? 

 

1.       2.      3.       

 

 

10. Von welcher Regierungskonstellation erwarten Sie, dass sie den Zustand der Demokratie 
in Österreich verbessert bzw. verschlechtert, also am besten imstande ist, die großen 
Probleme zu meistern? 

 

 
Demokratie 
wird sehr 

verbessert 
   

Demokratie 
wird sehr 

verschlechtert 

keine 
Angabe/ 

weiß nicht 

Alleinregierung einer Partei  1     5  

„Große Koalition“ aus  
SPÖ und ÖVP 

 1     5  

„Kleine Koalition“ aus SPÖ 
oder ÖVP und einer anderen 
Partei 

 1     5  

Drei- oder Mehrparteien-
koalition unter Einbeziehung 
von SPÖ und ÖVP 

 1     5  

Drei- oder Mehrparteien-
koalition mit SPÖ oder ÖVP 
und mehreren kleineren 
Parteien 

 1     5  

Allparteienkoalition  1     5  

 

 

11. Welche Bedeutung für Österreich haben Sie der Europawahl im Verhältnis zur 
Nationalratswahl beigemessen? 

 
Viel mehr 

Bedeutung 
   

Viel 
weniger 

Bedeutung 

keine 
Angabe/ 

weiß nicht 

  1     5  

 

 

12. Sind Sie der Meinung, dass die Einführung von europäischen Spitzenkandidaten die 
Demokratie auf europäischer Ebene verbessert hat? 

 
Demokratie 
wurde sehr 
verbessert 

   
Demokratie 
wurde sehr 

verschlechtert 

keine 
Angabe/ 

weiß nicht/ 
unbekannt 

  1     5  
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13. Wenn Sie sich die handelnden Personen in der Politik vor Augen führen, wie beurteilen Sie 
die aktuelle Situation Österreichs bezogen auf Political Leadership? 

 

 
Sehr  
gut 

   
Nicht 

genügend 
keine Angabe/ 

weiß nicht 

Insgesamt  1     5  

Auf Bundesebene  1     5  

Auf Landesebene  1     5  

Auf Gemeindeebene  1     5  

Auf europäischer Ebene  1     5  

Regierungsparteien  1     5  

Oppositionsparteien  1     5  

Zivilgesellschaft  1     5  

 

 

14. Welche der folgenden Vorschläge, halten Sie für besonders zielführend, die Bedingungen 
für Political Leadership positiv zu beeinflussen? 

 

 
Besonders 
zielführend 

   
Nicht 

zielführend 

keine 
Angabe/ 

weiß nicht 

Zeitliche Beschränkung („term 
limits“) für Regierungsämter 

 1     5  

Wiederwahlbeschränkungen 
für alle politischen Funktionen 

 1     5  

Gelebte Rücktrittskultur  
inklusive Comeback-
Möglichkeiten 

 1     5  

Transparente Listenerstellung  1     5  

Listenerstellung mit direkt-
demokratischen Mitteln 

 1     5  

Persönlichkeitswahlkreise  1     5  

Mehr politische Institutionen 
(wie Landeshauptleute od. 
BürgermeisterInnen) sollten 
direkt bewählbar sein 

 1     5  

      

      
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      

Gender-Mainstreaming (z.B. 
verpflichtende Mindestquoten) 

 1     5  

Fortbildungsangebote für 
PolitikerInnen auch  jenseits 
von Parteiakademien 

 1     5  

Frühere und qualitativ bessere 
politische Bildung an Schulen 

 1     5  

Gut ausgebildete 
JournalistInnen 

 1     5  

 

 

15. Wo sehen Sie besonderen Handlungsbedarf im Zusammenhang mit Political Leadership? 

 

 
Hoher 

Handlungs-
bedarf 

   
Kein 

Handlungs-
bedarf 

keine 
Angabe/ 

weiß nicht 

Interne Reform der  politischen 
Parteien 

 1     5  

Bewusstsein für persönliche  
Verantwortung der 
PolitikerInnen fördern 

 1     5  

Durchlässigkeit der Politik (für 
„QuereinsteigerInnen“, auch 
„AussteigerInnen“) erhöhen 

 1     5  

Unabhängigkeit der Medien 
schützen 

 1     5  

Gleichstellung (sowohl nach 
Gender, als auch soziale 
Herkunft, Minderheiten…) 
fördern 

 1     5  

Mehr Möglichkeiten der 
BürgerInnenbeteiligung 

 1     5  

Stärkung inner- und 
außerparlamentarischer 
Oppositionsrechte 

 1     5  

Größere Handlungsspielräume 
für EntscheidungsträgerInnen 

 1     5  

Gesellschaftspolitischen 
Diskurs fördern 

 1     5  
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16. Wie sehr würden Sie folgenden Aussagen zustimmen? 

 

 
Stimme 
sehr zu 

   
Stimme 

überhaupt 
nicht zu 

keine 
Angabe/ 

weiß nicht 

Für PolitikerInnen ist „Abwahl“ 
auch eine Chance (und nicht 
nur eine „Niederlage“) 

 1     5  

Begrenzung von Amtszeiten 
und von Wiederwahlmög-
lichkeiten zu bestimmten 
Ämtern (Funktionen) sollten 
die PolitikerInnen als etwas 
Positives sehen 

 1     5  

Für Demokratiequalität ist die 
Abwahl von PolitikerInnen 
entscheidend 

 1     5  

Demokratiequalität erhöht sich, 
wenn Amtszeiten und 
Wiederwahlmöglichkeiten 
begrenzt sind 

 1     5  

 

 

 

Abschließend dürfen wir Sie um ein paar statistische Daten bitten: 

 

I männlich weiblich 

  

II unter 30 Jahre 30 – 49 Jahre 50 Jahre oder mehr 

   

III 
Welcher Gruppe würden Sie 
sich am stärksten zuordnen? 

Journalismus 

Wissenschaft

Wirtschaft 

Interessenvertretung 

Zivilgesellschaft 

 

Die Antworten werden ausschließlich statistisch verwertet und in jedem Fall streng vertraulich 
behandelt. Die Auswertung der Fragebögen wird wissenschaftlichen Qualitätskriterien folgen. 
 

Vielen Dank für Ihre Mithilfe! 
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ORF Befund  2014 Anhang 
Anhang 1: “Sprüche die sprachlos machen“ 

In der Folge der Affäre „Niko Pelinka“ kam es im April 2012 völlig unerwartet zu 
folgender Ankündigung der Regierungsspitze:“ 

Bundeskanzler Werner Faymann ( „Kurier“ vom 23.April 2012): 

 “Die Österreicher wollen in erster Linie einen unabhängigen ORF"… der 
unübersichtliche Stiftungsrat muss ein ordentlicher Aufsichtsrat werden. Da brauchen 
wir hoch qualifizierte Leute… der neue Aufsichtsrat darf höchstens 10 bis 15 Leute 
umfassen (Anm.: derzeit 35)“. …Ich möchte klare Vorschläge so schnell wie möglich, 
aber spätestens für die Koalitionsverhandlungen nach der nächsten Wahl", … Das 
werden wir wohl zustande bringen." 

Vizekanzler Michael Spindelegger (am nächsten Tag nach dem Ministerrat vor 
Journalisten): 

„…das wird eine gewaltige Reform“.  „Ich will die Verhandlungen noch möglichst 
heuer (2012 Anm.) abschließen, damit es noch in dieser Legislaturperiode ein neues 
ORF-Gesetz gibt.“  

* * * 

Anhang 2: „Vorschläge für das Koalitionsabkommen“ 

Offener Brief vom 17. Okt. 2013 an Bundeskanzler und Vizekanzler:  

„Sie haben vor eineinhalb Jahren eine – längst überfällige – ORF-Reform 
angekündigt und es wurde im BKA unter der Leitung von Staatssekretär Josef 
Ostermayer eine entsprechende Arbeitsgruppe eingesetzt, in der wir drei als 
Experten engagiert mitwirkten. Bald zeichnete sich auch eine breite Übereinkunft 
über die wesentlichsten Eckpunkte einer ORF-Gesetz-Novelle ab. Trotzdem wurde 
diese aber – entgegen diverser Ankündigen – bekanntlich nicht mehr vor den Wahlen 
beschlossen. Um weitere – den öffentlich-rechtlichen Rundfunk und damit dessen 
demokratiepolitische Bedeutung schädigende – Verzögerungen zu vermeiden, 
erwarten wir im Sinn Ihrer mehrfachen verbindlichen Zusagen, dass die in der ORF-
Reform-Arbeitsgruppe besprochenen entscheidenden Punkte nun im 
Koalitionsabkommen fixiert und rasch umgesetzt werden. 

Wir erlauben uns, Ihnen folgenden Vorschlag für das Koalitionsabkommen zu 
übermitteln: 

Koalitionsabkommen von SPÖ und ÖVP, 
Kapitel ORF-Reform 
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Die bereits in der vergangenen Legislaturperiode begonnene Arbeit an einer 
umfassenden Reform des ORF wird mit folgenden Zielen fortgesetzt und soll in 
wenigen Monaten abgeschlossen werden: 

1. Reform des Stiftungsrates durch die Berufung von unabhängigen, 
ausgewiesenen Fachleuten, sowie durch eine Verkleinerung des Gremiums von 
derzeit 35 auf 15 Mitglieder, davon ein Drittel Belegschaftsvertreter nach 
Aktiengesetzvorbild („doppeltes Mehr" bei Geschäftsführungsbestellung), wobei 
wegen der besonderen Bedeutung, die den JournalistInnen bei der Erfüllung der 
öffentlich-rechtlichen Kernaufträge zukommt, mindestens zwei der fünf von der 
Belegschaftsvertretung entsandten Mitglieder von der Redakteursvertretung zu 
nominieren sind. 

2. Transparente Bestellung der Stiftungsräte durch a) den Bundespräsidenten, oder 
b) den Hauptausschuss des Nationalrates mit 2/3 Mehrheit  oder c) durch das 
Hinzuziehen einer eigenen Findungskommission / eines Konvents in den 
Bestellungsprozess. Fixe, fünfjährige Funktionsperiode. Bei vorzeitigem Ausscheiden 
eines Mitglieds erfolgt eine Nachnominierung für den Rest der Funktionsperiode 
durch den Stiftungsrat selbst. Klare Qualifikationsbestimmungen für 
Stiftungsratsmitglieder und veröffentlichte Begründungen der 
Berufungsentscheidungen. 

3. Reform des Publikumsrates durch Aufwertung zum Rundfunkrat mit Erweiterung 
der Kompetenzen bei der Erfüllung des öffentlich rechtlichen Auftrags und bei der 
mittleren und längerfristigen Programmplanung. 

4. Die innere Rundfunkfreiheit ist durch eine gesetzliche Verdeutlichung zu 
stärken, die die im Redakteursstatut verankerten Mitwirkungsrechte der ORF-
JournalistInnen bei sie betreffenden Programm- und Personalentscheidungen 
zweifelsfrei garantiert. 

5. Sicherstellung der neun Landesstudios und Ausbau von deren Mitwirkung an 
den überregionalen Programmen. 

6. Reform der Finanzierung durch Umstieg von der derzeitigen 
Gebührenfinanzierung auf eine Haushalts/Medienabgabe, deren Wertsicherung 
ausschließlich von sachlicher Nachvollziehbarkeit (Inflationsrate, Bedarfsprüfung 
durch Medienbehörde) abhängig ist. 

7. Zukukunftssicherung durch gesetzliche Bestimmungen, die es dem öffentlich-
rechtlichen Rundfunk ermöglichen rasch auf internationale Medienentwicklungen zu 
reagieren. Dazu gehört nicht zuletzt die Beseitigung von Onlinebeschränkungen, wie 
jener, dass Onlineberichterstattung „nicht vertiefend" sein darf, eine Höchstzahl von 
Meldungen pro Bundesland festgelegt und Social-Media-Teilnahme verboten ist. Der 
ORF soll aber natürlich auch in Zukunft nicht alles dürfen, aber alles, was eindeutig 
zum öffentlich-rechtlichen Auftrag gehört. Sehr geehrter Herr Bundeskanzler, sehr 
geehrter Herr Vizekanzler, selbstverständlich sind wir weiterhin gerne bereit mit allen 
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unseren Möglichkeiten an der Umsetzung der nicht länger aufschiebbaren ORF-
Reformen mitzuwirken, hoffen auf das Aufgreifen unseres Vorschlags für das 
Koalitionsabkommen und die entsprechend umgehende Fortsetzung der Arbeiten der 
ORF-Reform-Arbeitsgruppe im BKA. 

Mit besten Grüßen                                                                                                                                  
Peter Huemer, Fritz Wendl, Kurt Bergmann 

* * * 
Anhang 3: „91 Wörter im Regierungsprogramm 2014“ 
 
Der öffentlich-rechtliche Rundfunk nimmt eine zentrale demokratie- und 
gesellschaftspolitische Rolle ein. Der ORF soll sich auf öffentlich-
rechtliche Programminhalte fokussieren, um so seinem öffentlich-
rechtlichen Auftrag gerecht zu werden. Vor diesem Hintergrund soll der 
ORF insbesondere eine starke Rolle bei Produktion und Ausstrahlung 
qualitativ hochwertiger, österreichischer Programminhalte einnehmen. 
Dafür ist es notwendig, den öffentlich-rechtlichen Auftrag an die 
europäischen Vorgaben anzupassen und neue öffentlich-rechtliche 
Inhalte im Gesetz zu verankern, sowie Online-Beschränkungen zu 
evaluieren. Die MitarbeiterInnen des ORF sollen auch künftig 
Arbeitsbedingungen vorfinden, die garantieren, dass der ORF seine 
journalistische Tätigkeit qualitativ hochwertig ausüben kann.“  
 

* * * 
Anhang 4: „Die politische  Zuordnung der Stiftungsräte“ 
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Anhang 5: „50 Jahre Rundfunk-Volksbegehren“ 

Eintragungsfrist 5.-12. Oktober 1964.                                                            52 
Parteiunabhängige Zeitungen; - „Kurier“, „Kleine Zeitung“, „Die Presse“, 
„Oberösterreichische Nachrichten“, „Salzburger Nachrichten“, „Tiroler 
Tageszeitung“, Vorarlberger Nachrichten“, „Niederösterreichische 
Nachrichten“.                                                                                                               
Von der Journalistengewerkschaft unterstützt.                                                
833.389 Unterzeichner. 

VORSPIEL 

1924: Gründung der „Radio-Verkehrs AG“ (RAVAG), im Auftrag der Regierung. 

1958: Gründung der „Österreichischer Rundfunk Ges. m. b. H.“ mit einem 
Generaldirektor und drei Direktoren (Fernsehen, Hörfunk, Technik). Einführung des 
Proporzsystems,  
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1963:  Bei den Regierungsverhandlungen im Frühjahr vereinbarten Bundeskanzler 
Alfons Gorbach (ÖVP) und Vizekanzler Dr. Bruno Pittermann (SPÖ) zum Thema 
Rundfunk und Fernsehen eine „Verbesserung der Geschäftsverteilung“. Jede 
leitende Funktion wurde doppelt besetzt. Roter Chef, schwarzer Stellvertreter und 
umgekehrt. Fernsehen rot, Hörfunk schwarz. 

Der Präsident der Journalistengewerkschaft Dr.Günther Nenning drohte mit einer 
Volksabstimmung (die Möglichkeit eines Volksbegehrens gab es damals noch nicht). 

Die Tageszeitung „Kurier“ startete auf Initiative von Chefredakteur Hugo Portisch 
gemeinsam mit der „Kleinen Zeitung“ und der „Wochenpresse“ eine spontane 
„Unterschriftenaktion gegen das Parteidiktat im Rundfunk“. 

Ergebnis 372.715 Unterzeichner! 

Anfang Juli wurde im Parlament ein Gesetz beschlossen, das Volkbegehren im 
heutigen Sinn, möglich machte  

Der Bundeskongress des ÖGB genehmigte einen „Gewerkschaftsplan“, die 
Handelskammer Salzburg legte einen „Reorganisationsplan“ für den 
Österreichischen Rundfunk vor. 

Die Regierungskoalition setzte einen paritätischen Ausschuss (acht Personen) ein, 
der bis zum 30 Juni 1964 (15 Monate) „ eine dauernde Lösung der Gesamtprobleme 
von Rundfunk und Fernsehen“ beschlussfertig ausarbeiten sollte. 

Am 20. Mai 1964 veröffentlichten die Zeitungen „Kurier“, „Kleine Zeitung“ und 
„Wochenpresse“ einen direkten Apell an das Volk“: „Falls die beiden 
Regierungsparteien ihr Versprechen, bis längstens 30. Juni dieses Jahres die leidige 
Rundfunkfrage zu lösen, nicht halten sollten, wird das österreichische Volk zum 
ersten Volksbegehren in der Geschichte unseres Landes aufgerufen werden. 

Eine Woche später erklärte auch die Gewerkschaft „Kunst und freie Berufe“ 
einstimmig, dass sie eine solche Aktion unterstützen würde.  

AUFTAKT  

1.Juli1964: Nachdem es bis zum Ablauf der von der Koalition versprochenen Frist, 
zu keiner Lösung gekommen war, veröffentlichten die „Unabhängigen Zeitungen“ 
(ihre Zahl stieg bis zum Beginn des Volksbegehrens auf 52) einen neuerlichen Aufruf 
mit dem Einleitungssatz: „Die Uhr ist abgelaufen“ und legten einen Gesetzentwurf für 
den Rundfunk vor. 

Im “Einleitungsverfahren“ für das Rundfunkvolksbegehren wurden 230.000 
Unterschriften gesammelt. Nötig waren damals 30.000. 
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HÖHEPUNKT  

Am 1. Oktober 1964 feierte der „Österreichische Rundfunk“ seinen 40. 
Gründungstag. Gleichzeig mobilisierten die unabhängigen Tages- und 
Wochenzeitungen ihre Leserschaft für den Eintragungszeitraum des 
Volksbegehrens: 5. – 12. Oktober. 

„Die Parteipolitik hat in einer für den Kulturstaat Österreich entscheidenden Frage 
versagt – das Volk wird nicht versagen.“ 

833.389 Österreicherinnen und Österreicher unterzeichneten. 

Als einziges Regierungsmitglied unterschrieb, gar nicht zur Freude seiner Partei, 
Finanzminister Dr. Wolfgang Schmitz (ÖVP) die Initiative 

Der Gesetzentwurf wurde im Parlament behandelt, zu einem Beschluss kam es in 
dieser Legislaturperiode aber noch nicht  

Am 6. März 1966 brachten Nationalratswahlen der ÖVP eine absolute Mehrheit. Auf 
ihren Wahlplakaten stand das Versprechen: „Neuordnung von Hörfunk und 
Fernsehen im Sinne des Volksbegehrens.“ 

ERGEBNIS 

Am 8. Juli  wurde mit den Stimmen von ÖVP und FPÖ und gegen die  Stimmen der 
SPÖ das „Rundfunkgesetz 1966“ beschlossen: Abschaffung des 
Parteienproporzes, Mehr Mitsprache der Bundesländer. Politikerklausel für den 
Generalintendanten. Öffentliche Ausschreibung. 

Die in der Aktion zusammengeschlossenen parteiunabhängigen Zeitungen waren 
zwar nicht mit allem zufrieden, sie brachten aber die Überzeugung zum Ausdruck, 
dass mit diesem Gesetz eine „Rundfunkreform im Sinne des Volksbegehrens“ 
begonnen werden kann. 

Am 6. März 1967 wählte der Aufsichtsrat der Österreichischen Rundfunk Ges.m.b.H. 
auf der Basis des neuen Gesetzes Gerd Bacher zum ersten Generalintendanten des 
Unternehmens.  

* * * 

Anhang 6: „Redakteursrat -  Zitate“ 

“Inhaltliche Unabhängigkeit kann es nur mit finanzieller Unabhängigkeit geben. So 
lange der ORF-Generaldirektor dazu gezwungen wird, mit dem Hut in der Hand 
vorstellig zu werden, so lange sind parteipolitischen Begehrlichkeiten Tür und Tor 
geöffnet. Denn wenn die Berichterstattung nicht so ausfällt, wie es den Regierenden 
gefällt, wird dem ORF der Geldhahn zugedreht“ (Redakteursrat APA 23. Oktober  
2013)  +++                                                                                                                                    
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„Unabhängige Berichterstattung und Glaubwürdigkeit sind unser höchstes Gut. Das 
hat sich unser Publikum verdient. Und keinen Regierungs-Funk, wie ihn sich SPÖ 
und ÖVP wünschen. Der ORF ist für das Publikum da, nicht für die Parteien.“ 
(Ebenda) +++ 

 
„Sollten die politischen Parteien - vor allem die Regierungsparteien - 
Änderungen des ORF-Gesetzes nicht zu einer Stärkung der Unabhängigkeit 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks nutzen, sondern versuchen, partei-
politischen Einfluss sogar noch zu verstärken, wird das auf entschiedenen 
Widerstand stoßen. 
 
   Wir erneuern die Forderung nach einer echten Gremienreform. Also nach 
einem Stiftungsrat, der aus ausgewiesenen ExpertInnen besteht, und nicht 
aus Leuten, die in einem direkten Abhängigkeits- oder zumindest 
Naheverhältnis zu ihren (parteipolitischen) Entsendern stehen. Die 
Journalistinnen und Journalisten bekennen sich zur öffentlichen Kontrolle des 
ORF, so wie es die Verfassung und das Gesetz vorschreiben. 
 
   Redaktionelle Unabhängigkeit bedarf aber auch wirtschaftlicher 
Unabhängigkeit. Das Finanzierungsmodell für den ORF muss sicherstellen, 
dass das ORF-Management nicht immer wieder von der Politik erpresst 
werden kann. Die Einsparungen der vergangenen Jahre haben die 
Redaktionen an die Grenze professioneller Mindeststandards gebracht. 
Qualitätsjournalismus ist nur mit entsprechender personeller Kapazität zu 
leisten. Gleicher (oder zum Teil sogar deutlich höherer) Leistungsumfang bei 
immer geringeren Personalressourcen kann nicht funktionieren. Viele ORF-
Redaktionen sind personell kaum noch für die Mindestanforderungen 
gerüstet. 
 
   Bei anstehenden Personalentscheidungen darf es ausschließlich um die 
Qualifikation der Kandidatinnen und Kandidaten gehen. Sogenannte 
"Personalpakete" - wie sie immer wieder gerne geschnürt werden, um den 
Parteien entgegenzukommen, sind ein Anschlag auf die ORF-Unabhängigkeit. 
 
   Die Journalistinnen und Journalisten des ORF werden sich keine Gängelung 
gefallen lassen und mit allen erdenklichen Mitteln für die Freiheit und 
Unabhängigkeit der Berichterstattung kämpfen“  (Einstimmige Resolution vom 
22. November 2013) +++ 

 

Die Regierung habe vor zwei Jahren eine Reform der ORF-Gremien versprochen, 
letztlich aber keines ihrer Versprechen umgesetzt. "Das Einzige, was passiert ist ist, 
dass die Regierung die Zahl der unabhängigen Stiftungsräte von bisher vier auf drei 
reduziert hat" (Dieter Bornemann 24. April 2014) +++ 

 „Weder Parteizentralen noch ORF-Management können bestimmen, wie die 
Berichterstattung im ORF ausfällt. Diese Entscheidung fällt ausschließlich in den 
Redaktionen“. (Redakteursrat APA 09. 08. 2014) 
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* * * 

Anhang 7: „Die Begründungen von NEOS“ 
 
„Der öffentlich-rechtliche Rundfunk, als eine der wichtigsten Medienstrukturen in 
Österreich, steht nach wie vor unter enormem und direktem Einfluss durch Regierung 
und Parteien. Dieser Einfluss ist politisch gewollt und über die Governance des ORF 
–insbesondere die Art der personellen Besetzung der Spitzen- und 
Schlüsselpositionen – lebende Praxis.  

+ 
 Was in anderen EU-Ländern bereits zu einigen handfesten Skandalen und 
Rücktritten von höchstrangigen Politikern geführt hat, gehört in Österreich zum 
journalistischen Alltag und wird von vielen Verantwortlichen nicht einmal als 
Kavaliersdelikt wahrgenommen…“. 

+ 
„Um jeglichem Machtmissbrauch im ORF vorzubeugen muss sich die Politik selbst 
beschränken, das bedeutet die Entmachtung der politischen Apparate in diesem Feld 
zuzulassen. Auf dem Spiel steht nicht weniger als die Sicherstellung des freien 
Journalismus und ein würdiger Umgang mit dem Gut Information und Unterhaltung 
im öffentlichen Interesse, als vierte Säule der Demokratie“. 

+ 
„Grundsätzlich sind die marktverzerrende Stellung des ORF und seine Finanzierung 
über Gebühren nur durch die Erfüllung des öffentlich-rechtlichen Auftrags zu 
rechtfertigen.“ 

+ 
„Die Entwicklungen des Medienkonsums und der Medientechnologie, die 
Verschmelzung und Konvergenz der Medienarten, die Verschränkungen mit der IT 
und die Vielfalt der Kommunikationsmittel verlangen, dass auch der öffentlich- 
rechtliche Rundfunk nicht nur als Rundfunk, sondern als umfassendes Medienhaus 
gesehen werden muss.“ 

 
*	
  *	
  *	
  

	
  
Anhang 8: „Blümel: ÖVP Vorschläge“ 

Forderung: Präzisierung „Reminderverbot“  
 

• Das so genannte „Reminderverbot“ untersagt Sponsorhinweise während einer 
Sendung (Art. 17 Abs. 1 Ziff. 2 Satz 2 ORF-Gesetz). 

• Die Praxis hat gezeigt, dass diese Beschränkung es dem ORF schwierig 
macht, externe Signale ins Programm einzuspielen, was aber beispielsweise 
bei sportlichen Großereignissen gang und gebe ist. 

  
• Ziel ist daher: mehr Rechtssicherheit durch Konkretisierung der Rechtslage. 

 
• Mit der Präzisierung des „Reminderverbots“ soll die Rechtslage konkretisiert 

werden. 
 

• Schritt in Richtung mehr Flexibilität setzen und die Regelung an die Praxis der 
Veranstalter von Großereignissen anpassen 
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Forderung: Klarstellung bei Social Media-Angeboten 
 

• ORF soll im Sinne seiner Zukunftsentwicklung Online-Möglichkeiten nutzen 
und dort mit von ihm produzierten Radio- und TV-Inhalten präsent sein dürfen. 

• Durch die Klarstellung der Social Media-Bestimmungen soll der ORF mit 
seinen Sehern, Hörern und Lesern auch über diese Plattformen 
kommunizieren können. 
 

! Nichtkommerzielle Nutzung von Social Media muss auch für den ORF 
möglich sein. 

! Entgeltliche Kooperationen mit Betreibern sozialer Netzwerke sollen 
aber weiterhin verboten sein.  

 
 
Forderung: Präzisierung des öffentlich-rechtlichen Auftrags des ORF im Gesetz 
– genauere Überprüfung der Einhaltung dieser Bestimmungen  
  
 

• Die gesetzlichen Bestimmungen zum öffentlich-rechtlichen Auftrag des ORF 
sind nicht konkret genug. Entscheidungen des BKS zeigen, dass der ORF in 
manchen Bereichen dem öffentlich-rechtl. Auftrag nicht entsprechend 
nachkommt. 

 
• Programmanalysen der RTR zeigen, dass ORF 1 nicht ausgewogen 

strukturiert und unverwechselbar ist (z.B. Programmanalyse 2011). Der Anteil 
von Unterhaltungsprogrammen weist sogar höhere Werte auf, als die der 
kommerziellen, privaten Anbieter. Insgesamt ORF 1 Unterhaltungsanteil 83%  
 

• Es ist notwendig, den öffentlich-rechtlichen Auftrag klarer zu fassen und 
bessere Möglichkeiten der Überprüfung, Einhaltung und Sicherstellung des 
öffentlich-rechtlichen Auftrags zu schaffen. 
 

* * * 
 

Anhang 9: Der ORF: Daten und Fakten*)                                                                                          
*) In Klammern die Vergleichszahlen 2013 

Teilnehmer (Juni 2014): 

Der ORF hat 3.576.454 (3.234.342) Teilnehmerinnen und Teilnehmer.    

 316.301  (310.045) sind befreit. 

Der Anteil an Schwarzhörer/innen bzw. -seher/innen liegt bei rd. 2,5% (3%)  

* * * 
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Quoten: 

Radio: Die 12 ORF Radios erreichten im ersten Halbjahr 2014 im Durchschnitt 
täglich 5,1 (5,1) Millionen Hörer/innen und Hörer, der Marktanteil lag bei 74% (74%)  

„Ö3“: tägliche Reichweite 2,8 (2,8) Millionen, Marktanteil 31% (31%) ,in der 
Zielgruppe 14-49 Jahre 42% (41%) 

„ORF-Regionalradios“ insgesamt: tägliche Reichweite 2,4 (2,5) Millionen, Marktanteil 
35% (35%). 

                           Tagesreichweite                               Marktanteil 

                            10+           14-49                               10+    14-49 

Wien   13,8 (13,7%)   9,2 (10,1%)   16 (14%)  11 (11%) 
NÖ              26,8 (28,8%)  14,5 (16,5%)   30 (31%)  13 (14%) 

Burgenland  39,0 (40,9%)  24,0 (24,8%)   40 (40%)  22 (24%) 

Steiermark  32,8 (34,3%)  19,1 (20,4%)   36 (38%)  19 (19%) 

Kärnten  41,5 (42,4%)  28,0 (26,8%)   45 (45%)  25 (28%) 

Oberösterreich 26,6 (27,6%)  11,7 (15,2%)   27 (28%)  10 (12%) 

Salzburg  34,3 (34,1%)  21,3 (22,6%)   37 (36%)  21 (23%) 

Tirol   32,0 (33,4%)  21,4 (21,9%)   31 (32%)  20 (19%) 

Vorarlberg      36,7 (35,9%)  24,5 (23,5%)   40 (40%)  26 (26%) 

 

„Ö1“:tägliche Reichweite 650.000 (680.000), Marktanteil 6% (6%). 

„FM4“: tägliche Reichweite in Zielgruppe der 14 bis 49jährigen 5,5 % (5,8), 
Marktanteil 3 % (4%) 

Fernsehen: Mit der gesamten Sendefamilie von ORF eins, ORF 2, ORF 2 Europe, 
ORF III, ORF SPORT + und 3sat erreichte der ORF 2013 37,2% (38,9 %) 
Marktanteil: 

In der Kernzone (17 bis 23 Uhr), 39,1 % (41,4 %).  

„ORF eins“: tägliche Reichweite 2.018 (2,218)  Millionen, Marktanteil 12,4 (14,1%). 

„ORF2“: tägliche Reichweite 2.736 (2,798) Millionen, Marktanteil 21,5 (22,0): 

ORF III tägliche Reichweite 420.000 (352.000)  
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ORF SPORT +: tägliche Reichweite 158.000 (125.000). 

Das zweite komplette Sendejahr der beiden ORF-Spartensender ORF III Kultur und 
Information, und ORF SPORT + verlief durchaus erfolgreich. Seit 26. Oktober 2011 
on air, liegt die technische Reichweite von ORF III mittlerweile bei 94 Prozent, jene 
von ORF SPORT + (auf einer neuen Satellitenfrequenz)  ist von 10 Prozent am 
Starttag mittlerweile auf mehr als 79 Prozent gestiegen,  

* * * 

Das dritte Standbein des ORF: Internet 

Das Internet ist heute neben Radio und Fernsehen das dritte Standbein des ORF. 
Die Nutzung steigt rasant, die technischen Möglichkeiten  nehmen permanent zu. 
Seine Bedeutung für die gesamte Information wächst vor allem bei der jüngeren und 
der mittleren  Generation. 

Bei „ORF-Online“ (ORF.at-Netzwerk) wurden 2013 54,4 (2012: 49,5) Millionen 
„Visits“, 325 (2012: 239) Millionen „Seitenaufrufe“ und 6,9 (2012: 6,1) Millionen 
„Unique Clients“ registriert. Das ist mit Abstand die höchste Nutzung der 
österreichischen Medienangebote im Internet.  

Die im Herbst 2013 auf 200 Live-Streams und 200 Video-on-Demand-Sendungen 
ausgebauten Angebote der TVthek im Internet wurden vom Publikum auch im Juli 
2014 intensiv genutzt: Im gesamten ORF.at-Netzwerk (ORF-TVthek sowie Video-
Angebote auf anderen Seiten wie iptv.ORF.at, sport.ORF.at, insider.ORF.at etc.) 
wurden insgesamt in diesem Monat 17,8 (Juli 202013: 15,4) Millionen Video-Abrufe 
verzeichnet.  

In der innenpolitischen  Berichterstattung wurde in der zweiten Jahreshälfte 2013. 
von der Nationalratswahl und der Regierungsbildung dominiert. in umfangreiches 
Special auf ORF.at sowie eine eigene App „Wahl 13“ eingerichtet, alle 
Wahlsendungen waren live und on demand auf der ORF-TVthek jederzeit abbrufbar.  
Im Frühjahr 2014, zur EU-Wahl wurde ein Sonderchannel von news.ORF.at 
gelauncht, Livestreams und On-Demand-Videos aller TV-Wahlsendungen waren auf 
der ORF-TVthek abrufbar. Seit Mai 2014gibt es eine News-App mit der die Inhalte 
von news.ORF.at  bei einfachster Bedienung über  Smartphone angeschaut werden 
können.  

Die Videoplattform ORF-TVthek wurde per Ende Jänner 2014 zusätzlich um die 
Bereitstellung aller Reden der Mitglieder des Nationalrates, und zwar einzeln als 
Video-on-Demand und mit Suchfunktion für jeweils sieben Tage nach einer 
Nationalratsübertragung, erweitert. 

 Im Kulturbereich wurde im Rahmen von news.ORF.at im Herbst 2013 u.a. ein 
Sonderschwerpunkt zur Viennale gestaltet, 2014 zur Diagonale, den Wiener 
Festwochen und den Kulturssommer.  
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Zum Ski-Weltcup wurde im Herbst 2013 eine eigene App präsentiert, die via 
Smartphone, Tablet und Internet Infos zu allen Bewerben, Live-Streams, Video-
Highlights, einen Rennkalender, alle Ergebnisse, aktuelle Programm- und 
Streckeninfos sowie Steckbriefe der Sportler anbot. Zu den Großevents Olympische 
Spiele und Fußball-WM wurden im Rahmen von sport.ORF.at Sonderchannels 
eingerichtet.	
  

 

Die Onlineangebote der ORF-Volksgruppenredaktionen auf volksgruppen.ORF.at 
sowie des Hitradio Ö3 (oe3.ORF.at) wurden 2013 technologisch überarbeitet, auf 
den neusten Stand der Barrierefreiheit gebracht und im Design modernisiert.  

Fazit: In vielfältigster Form wird auf ORF-Online heute eine umfassende 
Berichterstattung zu allen nationalen und internationalen Großereignissen 
angeboten.  

Der nächste Schritt:  Analog zur TVthek soll die Radiothek die Live-Stream- und On-
Demand-Angebote der ORF-Radios zentral bündeln und so übersichtlicher und 
leichter nutzbar machen. Im geplanten  Ö3-Live/Visual-Angebot sollen zum 
laufenden Ö3-Programm die Moderatoren im Sendestudio, während der Hits die 
dazugehörigen Musikvideos präsentieren.  

Das gesetzlich vorgesehene Verfahren zur Auftragsvorprüfung für diese 
Innovationsprojekte wurde Ende Mai 2014 gestartet. 

* * * 

TELETEXT: 

Der ORF TELETEXT konnte im 2. Quartal 2014 mit einem Marktanteil von 67,7% 
(73,5%) seine Marktführerschaft  behaupten. Durchschnittlich nutzten 1,82 Mio. 
Leser/innen pro Woche das ORF TELETEXT-Angebot, was einer Wochenreichweite 
von 25,2% der TV-Bevölkerung 12+ entspricht. Die bestgenutzten Angebote waren 
neben der Einstiegsseite Sport, Politik, Chronik und Fernsehen (jeweils Magazin 
inklusive Topstory). 

* * * 

Finanzierung:  

Erträge:2013: € 1.032,1 Millionen (1.014,5)      

Aufwendungen: € -1.016,4 Millionen   (-1.001,9)      

EGT: € 15,6 Millionen (12,6)                        

Einnahmen aus Teilnehmerentgelten:€ 615,1 (595,5) Millionen.  
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Werbung: € 208,3 Millionen (210,7)  

Sonstige Einnahmen € 177,2 Millionen (160,7) 

Personalstand (Jahresdurchschnitt) 2013: 3.105 (3.115)  

Personalausgaben 2013: € -349,2Millionen (-363,9) 

* * * 

Gebühren 

Das ORF-Programmentgelt (Kombitarif) beträgt monatlich € 16,16. 

Das ist aber nicht alles, was die Radio- und Fernsehteilnehmer zahlen müssen. 
Zusätzlich kassiert der Bund 

eine Radiogebühr: € 0.36, 

eine Fernsehgebühr: € 1,16, 

die Mehrwertsteuer: € 1,62 und 

den Kunstförderungsbeitrag: € 0,48. 

Die Bundesländer (mit Ausnahme von Oberösterreich und Vorarlberg) heben 
unterschiedliche Landesabgaben ein, sodass es je nach Bundesland zu 
unterschiedlichen „ORF- Gebühren“ (für dasselbe Produkt) kommt: 

Wien € 24,88, Niederösterreich € 24,08, Burgenland € 22,48, Oberösterreich € 19,78, 
Salzburg € 24,48, Steiermark € 25,18, Kärnten  € 24,88, Tirol € 23.28, Vorarlberg 
19,78. 

* * * 

Kontrolle: 

Die Aufsicht über die Geschäftsführung obliegt dem Stiftungsrat. 

Die Gebarung des ORF unterliegt der Prüfung durch den Rechnungshof. 

Zur Prüfung der ziffernmäßigen Richtigkeit der Rechnungsführung sowie der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit der Führung der Geschäfte 
ist eine eigene „Prüfungskommission“ eingesetzt. 

Rechtsaufsichtsbehörde ist die „KommAustria“, in zweiter Instanz das 
„Bundesverwaltungsgericht“. 

* * * 

 

                                  Zusammengestellt von                                                                                 
Kurt Bergmann 
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